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Spannungen nach Rousseff-Absetzung
Proteste in Brasilien / Eiszeit mit mehreren Staaten der Region
Dilma Rousseff nach ihrer Amtsenthebung. (Foto: AP)
Brasília (dpa/mc) - Nach der umstrittenen Absetzung von Brasiliens Präsidentin Dilma Rousseff ist es zu Spannungen mit mehreren südamerikanischen Staaten gekommen. Der Botschafter in Venezuela wurde zu Konsultationen zurück nach Brasilien berufen, teilte das Außenministerium mit. Zudem verbat man sich die Einmischung in innere Angelegenheiten von Seiten Kubas, Boliviens und Ecuadors.
Die von linksgerichteten Regierungen geführten Staaten hatten den Akt als politischen Putsch eingestuft. Das sozialistische Venezuela will die Beziehungen zu Brasilien, beide Mitglied im Wirtschaftsbund Mercosur, vorerst auf Eis legen. Ecuador und Bolivien kündigten ebenfalls an, ihre Geschäftsträger beziehungsweise Botschafter vorerst zurückzurufen. Die kubanische Regierung bezeichnete die Absetzung als einen „richterlich-parlamentarischen Staatsstreich“.
Die argentinische Regierung von Präsident Mauricio Macri erklärte hingegen, das institutionelle Verfahren im Nachbarland zu respektieren. Sie setzt auf eine Stärkung des Mercosurs mittels einer erneuerten Zusammenarbeit mit Brasilien.
Nach einem monatelangen Machtkampf war Rousseff am Mittwoch des Amtes enthoben worden. Der Senat in Brasília votierte mit der notwendigen Zwei-Drittel-Mehrheit für die Absetzung der ersten Frau an der Spitze des fünftgrößten Landes der Welt. 61 Senatoren stimmten dafür und 20 dagegen. Nachfolger wird der bisherige Vizepräsident Michel Temer (75) von der Partei der demokratischen Bewegung (PMDB), der das Land mit einer liberal-konservativen Regierung nun bis zur nächsten Wahl Ende 2018 führen wird. Er hatte das Land nach Rousseffs Suspendierung zur Prüfung von Vorwürfen wie Haushaltstricksereien und unerlaubte Kreditvergaben seit Mai bereits interimsweise geführt.
Er gilt als Mann der konservativen Eliten und hatte ein Kabinett gebildet, das nur aus weißen Männern bestand. Temer ist umstritten: Zum einen lasten Korruptionsvorwürfe auf ihm, zudem würde er bei Wahlen nur auf weniger als fünf Prozent kommen, hätte also keine Chance, über den normalen Weg an die Macht zu kommen. Aber er dürfte nach einem Urteil wegen illegaler Wahlkampfspenden ohnehin nicht antreten, ihm wurde für acht Jahre untersagt, bei Wahlen anzutreten.
Er kann aber bis zum Ende der Amtszeit 2018 auch unpopuläre Maßnahmen durchsetzen. Eine Mehrheit der Brasilianer unterstützt laut Umfragen auch seine Amtsenthebung. Schon während der Olympischen Spiele kam es in Stadien immer wieder zu „Temer Raus“-Protesten.
Er und die PMDB hatten die Koalition mit der seit 2003 regierenden linken Arbeiterpartei aufgekündigt und durch einen Pakt mit Oppositionsparteien die notwendigen Mehrheiten für die Suspendierung und die nun erfolgte Absetzung Rousseffs in dem Impeachment-Verfahren zustande gebracht. Rousseffs sagte nach ihrem Aus als Präsidentin: „Das ist ein parlamentarischer Putsch, mit Hilfe einer juristischen Farce.“ 61 Senatoren würden sie aus dem Amt drängen, obwohl sie 2014 von 54,5 Millionen Menschen wiedergewählt worden sei.
Eine tiefe Rezession, 11,8 Millionen Arbeitslose und fehlende Rezepte zur Überwindung der Krise hatten den Rückhalt zu ihr aber rapide schwinden lassen. Zudem lähmten Korruptionsskandale das Land und brachten das im Jahr 2003 von Präsident Luiz Inácio Lula da Silva gestartete linke Projekt der Arbeiterpartei in Misskredit.
Zwar wurden im Impeachment-Verfahren alle verfassungsgemäßen Schritte eingehalten - aber die Stichhaltigkeit der Vorwürfe, ob es wirklich kriminelle Handlungen sind, ist umstritten. Am Ende wird wohl der Oberste Gerichtshof das letzte Wort haben. „Das ist der zweite Staatsstreich, den ich in meinem Leben erleben muss“, meinte Rousseff in Anspielung auf den Militärputsch 1964 - sie agierte damals als Guerillakämpferin im Untergrund, kam in Haft und wurde gefoltert.
Temer betonte nach der Amtsübernahme mit Blick auf Rousseff und ihre Anhänger: „Ihr seid Putschisten, weil Ihr gegen die Verfassung seid“. Er reiste nach Vollzug des Wechsels zum G20-Gipfel nach China. In São Paulo kam es zu Ausschreitungen von Rousseff-Anhängern, Polizeiautos wurden beschädigt, Scheiben von Bankfilialen gingen zu Bruch.
Argentinien
Als Nazis zum Kostümfest
Schüler von Deutscher Schule Lanús sorgen für Eklat
Bariloches Bürgermeister Gustavo Gennuso spricht auf der Pressekonferenz. Rechts neben ihm sitzt der DAIA-Vorsitzende Ariel Cohen Sabban. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT/mc) – Schüler der Deutschen Schule Lanús haben für einen Skandal gesorgt. Wie vor wenigen Tagen bekannt wurde, erschienen drei Schüler des Abgangsjahrgangs bei einem Kostümfest in der Diskothek „Cerebro“ in Bariloche mit Hakenkreuzbinden und aufgemalten Hitlerbärten. Es kam zu einer Prügelei mit Schülern der jüdischen Schule ORT aus Buenos Aires, die ebenfalls an der Feier von 1600 Schülern aus dem ganzen Land teilnahmen. Nachdem alle Beteiligten der Diskothek verwiesen wurden, habe sich draußen der Streit fortgesetzt, wie die Zeitung „La Nación“ berichtete.
Der Dachverband der jüdischen Organisationen in Argentinien, DAIA, berief zwei Tage später eine Pressekonferenz ein, auf der der Verbandsvorsitzende Ariel Cohen Sabban auf die Vorkommnisse einging. Diese seien in keiner Weise zu verharmlosen: „Wir meinen, wenn diese Jungs über 16 Jahre alt sind, könnte ihnen eine Freiheitsstrafe zwischen einem Monat und drei Jahren drohen. Denn das, was sie gemacht haben, ist in Argentinien eine Straftat“, so Cohen Sabban.
Zwar sei Argentinien insgesamt nicht antisemitisch, aber das in Bariloche Geschehene stelle keinen Einzelfall dar. In diesem Zusammenhang erwähnte Cohen Sabban auch zwei Standbetreiber, die vor wenigen Tagen auf der Jagd- und Angelmesse im Buenos-Aires-Stadtteil Palermo NS-Devotionalien feilgeboten hätten.
„Wir wollen nicht in einem Land mit Antisemiten leben“, meinte der DAIA-Vorsitzende. Es gelte zu zeigen, dass Diskriminierungen Folgen nach sich ziehen. Er rief Schulen und Verbände dazu auf, gemeinsam mit der DAIA einen Runden Tisch gegen Diskriminierung zu bilden.
Für die Deutsche Schule Lanús sprach der Vorsitzende des Schulträgervereins, Orlando Rockstroh: „Ich möchte öffentlich um Entschuldigung bitten für das, was Schüler unserer Schule gemacht haben. Gleichzeitig möchte ich solche Handlungen auf das Schärfste verurteilen“, so Rockstroh. Man sei mit der Führungsspitze der DAIA in Kontakt, um gemeinsam gegen Diskriminierung und Antisemitismus vorzugehen.
Eine konkrete Maßnahme schlug Gustavo Sakkal, der Präsident des hiesigen Holocaust-Museums, vor: Nämlich mit den Schülern einen Rundgang durch das Museum zu machen.
Gustavo Gennuso, der Bürgermeister von Bariloche, meinte, dass es offenbar ein Problem mit der Erziehung gebe. Der Verwaltungschef, selbst lange Jahre in der Lehrerausbildung tätig, forderte Pädagogen und Familien auf zu prüfen, wo es möglicherweise Versäumnisse gebe.
Die Anti-Diskriminierungsbehörde INADI, die durch ihre Maßnahmenkoordinatorin Gabriela Amenta vertreten war, kündigte an, Ermittlungen gegen die Schüler einleiten zu wollen.
Ricardo Hirsch als Funktionär des deutsch-argentinischen Schulverbands erklärte, einzelne Aktionen genügten nicht, um dem Antisemitismus zu begegnen. Hirsch lobte das gegenwärtige Deutschland, in dem es kaum noch Judenfeindlichkeit gebe.
Schließlich führte Alejandro Amor, der Ombudsmann von Buenos Aires, aus, dass das Zusammenleben von Menschen verschiedener Kulturen und Religionen mehr erfordere als Toleranz. Denn diese bedeute lediglich, den anderen zu erdulden. Es bedürfe aber mehr: Das Ziel müsse sein, den anderen in seiner Andersartigkeit zu bejahen.
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Korrespondenten verleihen Preis
Hugo Sigman für Verdienste um Wissenschaft und Film geehrt
Guido Nejamkis (r.) überreicht Hugo Sigman den Preis der Auslandskorrespondenten. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT/mc) – Der argentinische Unternehmer Hugo Sigman ist der erste, dem die Ehre zuteil wurde: Der Vorstandschef des internationalen Pharma- und Biotechkonzerns „Insud“ erhielt den neu gestifteten Preis der Vereinigung der Auslandskorrespondenten in Argentinien (ACERA). Guido Nejamkis, der Vorsitzende der Journalistenvereinigung, begründete die Entscheidung mit Sigmans Verdiensten um die Wissenschaft und den argentinischen Film.
Was die Forschung betrifft, ging Sigman besonders auf die Anstrengungen ein, die „Insud“ gegenwärtig in die Entwicklung eines Impfstoffes gegen das Zika-Virus investiere. Der Unternehmer zeigte sich zuversichtlich, dass in einem Zeitraum von „höchstens vier oder fünf Jahren“ ein Medikament zur Vorbeuge entwickelt werden könne, das auch für breite Bevölkerungsschichten erschwinglich sei. Sigman sieht gute Chance dafür, weil es sich bei Zika – anders als beispielsweise beim Dengue-Fieber - nur um einen einzigen Virenstamm handele.
Der Unternehmer betonte die Wichtigkeit, in Sachen Impfungen unabhängig zu sein: Es sei eine Frage der „nationalen Souveränität“. Der Unternehmer erinnerte in diesem Zusammenhang daran, wie schwer es vor sieben Jahren gewesen sei, Impfstoffe gegen die Schweinegrippe zu bekommen.
Sigman äußerte zudem seine Besorgnis darüber, dass besonders die neuen biotechnologischen Medikamente gegen Krebs auf dem Weltmarkt immer teuer werden. Von daher setze „Insud“ verstärkt auf die Entwicklung von Biotech-Generika, deren Produktion bislang noch nicht sehr fortgeschritten ist. „Es ist ein Kampf auf kultureller und intellektueller Ebene, der zum Ziel hat, der Bevölkerung Zugang zur Medizin zu verschaffen“, so Sigman.
Der Unternehmer ist mit der Firma „Kramer & Sigman Films (K&S)“ auch im Filmgeschäft tätig. Mit Produktionen wie „Relatos Salvajes“, „El Último Elvis“ oder „El Clan“ war die Firma bislang erfolgreich. Aktuelles Projekt ist ein Film über den einstigen uruguayischen Staatspräsidenten José „Pepe“ Mujica, den der serbische Starregisseur Emir Kusturica dreht. Sigman rechnet damit, dass der Streifen, bei dem der Ex-Staatschef selber schauspielerisch mitwirkt, im kommenden Jahr beim Festival von Cannes uraufgeführt werden kann.
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Die Woche in Argentinien
Kronzeugenregelung auf dem Weg
Die Kronzeugenregelung nimmt allmählich Gestalt an. Am Montagabend verständigten sich die Rechtsexperten mehrerer Fraktionen im Senat auf einen Kompromiss, der in der kommenden Woche im Kongress verabschiedet werden soll. Die Deputiertenkammer hatte schon im Juni dieses Jahres Grünes Licht für die Neuerung gegeben. Im Senat, wo das Regierungslager keine Mehrheit hat, waren Verhandlungen mit anderen Fraktionen wie den abtrünnigen Peronisten nötig, die Nachbesserungen forderten.
Nun einigte man sich darauf, den Zeitraum zu begrenzen, in dem sich ein Beschuldigter bereit erklären kann, andere Mitbeschuldigte gegen Strafmilderung zu belasten. Dies muss nun auf jeden Fall vor der Hauptverhandlung erfolgen. Der Kronzeuge muss zudem in der Lage sein, Informationen über Mittäter zu geben, die in der jeweiligen kriminellen Vereinigung gleichrangig oder höher standen als er selbst. Die Kronzeugenregelung ist nicht anwendbar auf Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Ein Staatspräsident, dessen Vize sowie Minister und Mitglieder des Obersten Gerichtshofes können nicht Kronzeugen werden.
Die Kronzeugenregelung könnte bedeutsam werden in den laufenden Untersuchungen und Prozessen gegen Vertreter der einstigen Kirchner-Regierung. So hätten Untersuchungshäftlinge wie der Bauunternehmer Lázaro Báez oder der einstige Staatssekretär für öffentliche Bauten José López einen Anreiz, umfassend auszusagen, da sie im Gegenzug mit einer Reduzierung der eigenen Haftzeit rechnen dürften.
Verregneter Protest
Petrus hatte es nicht gut gemeint mit den Organisatoren der Demonstration gegen die Regierung von Präsident Mauricio Macri, die am Sonnabend auf der Plaza de Mayo stattfand. Strömender Regen war der ständige Begleiter der Protestaktion, die mit einem 24-stündigen „Widerstandsmarsch“ der „Mütter der Plaza de Mayo“ (Madres) begann und dann mit einer Kundgebung von rund 3000 Teilnehmern vor dem Präsidentenpalast endete. Die Hauptorganisatorin und Madres-Vorsitzende Hebe de Bonafini griff wie bereits bei verschiedenen Gelegenheiten in den Vorwochen den Staatschef auf vulgäre Weise an. Sie bezeichnete ihn als „Hurensohn“, dem sie ein baldiges Ende prophezeite: „Du wirst von ganz alleine fallen“, so Bonafini in Richtung Macri. Sie kündigte weitere Protestmärsche an. Der Kongressabgeordnete Máximo Kirchner bezeichnete die aktuelle Staatsführung als „eine Regierung der Konzernchefs“, die Politik für die Wirtschaft und nicht für das Volk mache: „Dieses Wirtschaftsmodell ist leer und kalt wie der Gesichtsausdruck des Präsidenten“, meinte Kirchner. Er rief diejenigen Peronisten, die das Parteienbündnis „Front für den Sieg“ verlassen haben, auf, sich wieder den Reihen anzuschließen.
Umstrittenes Gefängnis
Die Einwanderungsbehörde (DNM) greift zu drastischen Maßnahmen: Personen, die sich ohne gültige Aufenthaltsgenehmigung im Land aufhalten, sollen ab sofort in einem Gebäude im Buenos-Aires-Stadtteil Pompeya interniert werden. Darauf verständigten sich vor wenigen Tagen die Innenminister von Nation und Hauptstadt, Patricia Bullrich und Fernando Martín Ocampo, sowie DNM-Chef Horacio García. Betroffen von dem Beschluss sind Menschen, die auf illegale Weise ins Land gekommen sind, sowie solche, gegen die ein richterlicher Ausweisungsbeschluss vorliegt. Das Gebäude befindet sich an der Pasaje Alfredo Colmo 3860. Nicht-Regierungsorganisationen kritisierten das Vorhaben. Amnesty International meinte, die Einrichtung des Internierungsgebäudes stelle einen Wendepunkt in der argentinischen Einwanderungspolitik dar, die sich bislang durch den Respekt vor den Menschenrechten ausgezeichnet habe.Das Zentrum für rechtliche und soziale Studien (Cels) bewertet die Maßnahme als Kriminalisierung der betroffenen Personen, die auf diese Weise als Sicherheitsproblem erschienen.
Weniger Flüchtlinge?
Will die Nationalregierung ihren Plan zur Aufnahme von 3000 syrischen Bürgerkriegsflüchtlingen modifizieren? Wie die Zeitung „Clarín“ berichtete, werde derzeit erwogen, die 1200 bis 1400 Syrer, die seit dem Kriegsausbruch in ihrem Heimatland 2011 nach Argentinien gekommen sind, bereits als Teil des versprochenen Kontingents zu betrachten. Somit würde Argentinien dann nur noch 1600 bis 1800 weitere Flüchtlinge aus dem Krisenland im Nahen Osten aufnehmen. Präsident Mauricio Macri will seinen Hilfsplan am 19. September beim Flüchtlingsgipfel der UNO in New York der Weltgemeinschaft offiziell vorstellen. Schon in den vergangenen Wochen hatten Regierungsvertreter deutlich gemacht, dass Argentinien zur Aufnahme von Flüchtlingen finanzielle Unterstützung brauche. So auch bei den Unterredungen mit dem deutschen EU-Parlamentspräsidenten Martin Schulz, der in der Vorwoche zu Gesprächen in Buenos Aires war (wir berichteten).
Kampf den Drogen
Mit einem neuen Aktionsplan will Präsident Mauricio Macri gegen den Drogenhandel vorgehen. Der Staatschef präsentierte am Dienstag in Tecnópolis sein Konzept, das mehrere Ebenen umfasst: Angefangen mit verstärkten Grenzkontrollen und der Ausbildung von Spezialeinheiten nach höchsten internationalen Standards bis hin zu Kampagnen der Aufklärung und der sozialen Wiedereingliederung von Drogenabhängigen. Was den Polizei- und Sicherheitsapparat betrifft, will Macri mehr Transparenz erreichen, um Korruption zu unterbinden. Die Regierung hat zudem vor, die Justiz personell breiter aufzustellen und neue, effektivere Gesetze zur Bekämpfung des Drogenhandels auf den Weg zu bringen. Auch die Zivilgesellschaft soll durch die Schaffung einer Beratungskommission beteiligt werden – vor allem, um Konzepte zur Vorbeuge zu erarbeiten. Bei der Vorstellung des Maßnahmenkatalogs war neben Ministern und Gouverneuren mit Ricardo Lorenzetti auch der Präsident des Obersten Gerichtshofs zugegen. (AT/mc)
Meinung
Aranguren
Energie- und Bergbauminister Ing. Juan José Aranguren hat es nicht leicht. Er musste die katastrophale Energiepolitik der Kirchnerregierungen korrigieren. Sie bestand darin, die Gas- und Stromtarife einzufrieren, so dass sie nach zehnjähriger Inflation nur noch ein Bruchteil der echten Tarife wert waren. Dieser Zustand begünstigte die Einwohner der Stadt Buenos Aires und ihrer Umgebung, genannt Groß-Buenos Aires, die wohlhabend oder nicht in den Genuss lächerlicher Tarife kamen, anders als im Landesinneren, wo normale Tarife galten.
Als Aranguren ankündigte, die Gastarife stark zu erhöhen, obwohl sie nur etwa 70 Prozent der echten Tarife bedeuteten, gab es einen Sturm der Entrüstung. Aranguren wurde vorgehalten, zu schnell agiert zu haben, anstatt schrittweise vorzugehen. Die Kritik zielte dabei auf die nicht wohlhabenden Haushalte, denen unterstellt wurde, nicht in der Lage zu sein, die neuen Tarife verkraften zu können, was im Klartext bedeutete, die demagogische Tarifpolitik der Kirchners beizubehalten, die die Einwohner von Buenos Aires und Umgebung begünstigte. Für die betreffenden Subventionen der Regierung an die Verteiler von Gas und Strom musste das Schatzamt aufkommen, dessen Defizit die Inflation anheizt.
Oppositionssprecher forderten den Rücktritt von Aranguren, als ob er dafür verantwortlich wäre, dass die obwaltenden Tarife so niedrig waren, die Kosten nicht deckten und die Regierung zwangen, mit Zuschüssen dafür zu sorgen, dass die Versorgungskrise gedämpft wurde.
Präsident Mauricio Macri bestätigte Aranguren im Amt, lehnte sein Rücktrittsgesuch ab, musste aber Konzessionen machen. Die Anhebung der Tarife wird nicht sofort, sondern graduell erfolgen, so dass das Schatzamt während der Übergangszeit inflationär für die Finanzierung aufkommen muss. Zentralbankpräsident Federico Sturzenegger weigert sich, mit geschöpftem Geld die Finanzierung zu übernehmen, so dass sich das Schatzamt am Finanzmarkt verschulden muss, damit die subventionierten Kunden nach wie vor den Tarifvorteil gegenüber dem Landesinneren genießen können.
Aranguren musste auch die persönliche Kritik hinnehmen, dass er pensionierter Geschäftsführer der argentinischen Filiale des britisch-holländischen Erdölkonzerns Shell war, der in Argentinien weder Gas noch Strom erzeugt, sondern nur Benzin an eigenen Tankstellen vertreibt. Der Preis von Gas am Bohrturm ist frei, so dass die Förderung nach der Einfrierung des Gastarifes abnahm. Argentinien verlor unter den Kirchners die Selbstversorgung mit Energiequellen, verzichtete auf den Export von Gas nach Chile und musste Gas importieren, allerdings zu hohen Preisen des Pressgases.
All das sind die Konsequenzen des kirchneristischen Populismus im Gegensatz zu südamerikanischen Nachbarländern, die auf diesen Unfug verzichten. Den Bedarf an Energie mit eigener Erzeugung zu decken, war ein Privileg, das Argentinien unter den Kirchners zwecks billiger Finanzierung ihrer populistischen Demagogie leider einbüßen musste. Aranguren muss das so schnell wie möglich korrigieren.
Meinung
Und immer wieder „Wir schaffen das“
Von Kristina Dunz
Nein, an eine solche Wirkung dieses Satzes hätte sie selbst nicht geglaubt. Er wird ihre Kanzlerschaft prägen. Genauer gesagt sind es nur drei Worte. „Wir schaffen das.“ Es war die Botschaft der Angela Merkel am 31. August 2015. Und sie ist es bis heute. Die Christdemokratin will die Bürger überzeugen, dass ihre Bundesrepublik mit den Werten Humanität, Menschenwürde, Liberalität, Demokratie, Rechtsstaat, soziale Ordnung und wirtschaftliche Stärke auch so etwas wie ein Versprechen und eine Verpflichtung ist. Für sich und andere. Dass man helfen kann - und muss.
„Es ist ja vor allem ein Satz des Anpackens, den jeder kennt“, sagt Merkel der „Süddeutschen Zeitung“ am ersten Jahrestag ihrer denkwürdigen Pressekonferenz. Und sie räumt Fehler ein. Aber nicht in der jüngeren Flüchtlingspolitik, so wie es sich CSU-Chef Horst Seehofer wünscht und die er zum Beispiel in der „Grenzöffnung“ sieht, wie Merkels Entscheidung mit Österreichs damaligem Kanzler Werner Faymann in der Nacht vom 4. auf den 5. September 2015 genannt wird, als sie in Ungarn festsitzende Flüchtlinge unbürokratisch und ohne große Kontrollen einreisen ließen.
Merkel räumt Fehler in der Vergangenheit ein. 2004 - da war Gerhard Schröder noch Kanzler - und 2005, in ihrem ersten Jahr als Regierungschefin. „Schon 2004 und 2005 kamen ja viele Flüchtlinge, und wir haben es Spanien und anderen an den Außengrenzen überlassen, damit umzugehen. Und ja, auch wir haben uns damals gegen eine proportionale Verteilung der Flüchtlinge gewehrt“, sagt sie.
Am Sonntag, dem 4. September, wenn sich auch ihre tiefgreifende Entscheidung mit Faymann zum ersten Mal jährt, ist die Kanzlerin weit weg von Deutschland. 8405 Kilometer Luftlinie. Dann zerbricht sie sich mit den Staats- und Regierungschefs der wichtigsten Industrie- und Schwellenländer im ostchinesischen Hangzhou den Kopf über die Weltkrisen. Dazu gehört auch die Migrations- und Fluchtbewegung.
Fast eine Million Menschen nahm Deutschland 2015 auf. Die Stimmung schwankt seither zwischen Willkommen und Abschreckung. Die Umfragewerte der CDU-Chefin sind nun vergleichsweise schlecht, die Schwesterpartei CSU und der Koalitionspartner SPD distanzieren sich von ihrem Flüchtlingskurs, Merkels Verhältnis zu CSU-Chef Seehofer ist zerrüttet und das Land weiß nicht, ob die Kanzlerin zur Bundestagswahl 2017 wieder antritt. Sie sagt es einfach noch nicht.
An diesem Sonntag ist auch Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern, in dem Land, wo Merkels Bundestagswahlkreis Vorpommern-Rügen - Vorpommern-Greifswald I liegt und die Landes-CDU sozusagen ihr Heimatverband ist. Laut Umfragen ist es nicht ausgeschlossen, dass die rechtspopulistische Alternative für Deutschland der CDU Platz zwei hinter der SPD streitig machen wird. Das Ergebnis dürfte auch als Abstimmung über Merkels Flüchtlingspolitik gewertet werden.
Deutschland hat sich verändert in diesem Jahr. Folgt man der Auffassung von Kanzleramtschef Peter Altmaier (CDU), hat sich die Bundesrepublik ihrer humanitären Verantwortung gestellt und ist damit moderner und erfolgreicher geworden als etwa Länder, die sich wie Ungarn, Polen oder Tschechien gegen die Aufnahme von Flüchtlingen stemmen. Man könne nicht Welthandel und Globalisierung wollen und bei einer Flüchtlingskrise die Rollläden herunterlassen, sagt er im Deutschlandfunk. Folgt man aber Merkels Widersachern, hat diese Flüchtlingspolitik Deutschland überfordert und neue Gräben gerissen.
Rechtspopulisten haben Auftrieb, oftmals fühlen sich sozial Schwächere Flüchtlingen gegenüber benachteiligt, Bürger befürchten kulturelle und religiöse Konflikte im eigenen Land. Seehofer und nun sogar SPD-Chef Sigmar Gabriel nennen es einen Fehler, dass Merkel keine Obergrenze für die Aufnahme von Flüchtlingen eingezogen hat. Eine solche Begrenzung lehnt die Kanzlerin bis heute ab, weil sie das für inhuman und verfassungswidrig hält. Gabriel hält seit Neuestem dagegen: „Es gibt natürlich so etwas wie eine Obergrenze, das ist letztlich die Integrationsfähigkeit des Landes.“ Merkel sagt dazu nur: „Wir haben alles gemeinsam beschlossen.“
Merkel müsse mehr erklären, heißt es in mehreren Medien. Eine moderne Gesellschaft funktioniere wie eine Familie, schreibt das Magazin „Der Spiegel“: Wenn sich etwas Gravierendes verändert, muss jemand erklären, was gerade passiert ist - auch wenn es alle gesehen haben. Das leiste in diesen Tagen das Buch „Die neuen Deutschen“ von dem Politologen Herfried Münkler und der Literaturwissenschaftlerin Marina Münkler. Dieses Buch zeige, dass Merkel „im Einklang mit den heiligen Werten des Westens“ gehandelt habe. Gegen Folter, gegen Grausamkeit, für Hilfe in der Not. Die Flüchtlingspolitik berühre wie einst die Ostpolitik und die Nachrüstung die nationale Identität.
Ein Jahr nach Merkels historischer Entscheidung erscheint noch offen, in welche Richtung sie diese nationale Identität prägen wird. Und ob sie mit ihrer Politik weiter Wahlerfolge haben oder scheitern wird. Sie beteuert aber: „Deutschland wird Deutschland bleiben, mit allem, was uns daran lieb und teuer ist. Aber Deutschland hat sich seit Gründung der Bundesrepublik auch immer wieder verändert. Veränderung ist nichts Schlechtes. Sie ist notwendiger Teil des Lebens.“ (dpa)
Meinung
Randglossen
Die Regierung hat beschlossen, den Kampf gegen den Drogenhandel und -konsum zu verschärfen, als ob nicht schon längst nahezu täglich Drogenschmuggel von den Sicherheitsbehörden aufgedeckt werden würden. Drogenschmuggel ist ebenfalls ein Faktum, das angezeigt wird. Argentinien verstand sich früher nur als Transitland der Drogen, die illegal ein- und ausgeführt wurden, meistens nach europäischen Ländern. Derzeit ist neben dem Transit auch der Drogenkonsum im Land eine Tatsache. Drogenabhängige Menschen sterben früh, sofern sie sich nicht einer Entziehungskur erfolgreich unterziehen. Der neu angekündigte Kampf gegen den Drogenhandel und -konsum ist somit nichts Neues und erschöpft sich in rhetorischen Ankündigungen, die nichts ändern.
Für die parlamentarische Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 2017 rechnet die Regierung mit der Unterstützung oppositioneller Deputierter und Senatoren, da Abgeordnete und Senatoren der Regerungskoalition nicht über eigene Mehrheiten verfügen. Sergio Massa, Chef der Erneuerungsfront („Frente Renovador“) hat bereits mitgeteilt, dass seine Anhänger für das Haushaltsgesetz stimmen werden, allerdings mit dem Vorbehalt, dass den Gliedstaaten höhere Beiträge zufließen sollten. Dass diese Bedingung in Folge niedrigere Einnahmen für den nationalen Haushalt nach sich zieht, verschwieg Massa, der damit unterschwellig einen entsprechend höheren Fehlbetrag für den nationalen Haushalt mit sich bringen würde, ebenso wie die inflationäre Defizitfinanzierung, die mit Verschuldung gedeckt werden müsste.
Alte Menschen, Gehbehinderte, Rollstuhlfahrer oder Mütter mit Kinderwagen haben es in der Stadt Buenos Aires nicht immer leicht: Unebene Gehsteige, Busse ohne Rampen, keine behindertengerechten Toiletten in diversen Restaurants und Bars erschweren ihren Alltag. Als wäre das nicht schon genug der Diskriminierung, werden nun auch noch U-Bahn-Stationen ohne Lifte gebaut. Wie beispielsweise in der Station „Santa Fe“ der Linie H. Man beachte, dass diese Station erst vor eineinhalb Monaten eingeweiht wurde. Etwa fünf Etagen sind es von der Station Pueyrredón der Linie D zur Linie H - aber einen Aufzug? Den sucht man vergebens. Das gibt es wohl wirklich nur in der Hauptstadt Argentiniens. Falls es am Geld fehlt, wird da an der falschen Stelle gespart. Bei all den Erhöhungen, die es in den letzten Monaten gegeben hat, möchte man doch meinen, dass Pesos genug vorhanden wären, um zumindest ein barrierefreies U-Bahn-Fahren zu gewährleisten.
Sendungen über Gerichtsverhandlungen sind beliebt. Wahre Krimis spielen sich da ab, mit witzigen, spritzigen Dialoge fetzen sich Anklage und Verteigigung, und mit wohlgesetzten Worten verkünden Richter ihre Urteile. Der Mensch auf dem Sofa vor der Glotze darf sich freuen: Bald wird es das auch in echt geben! Wichtige Urteilsverkündungen der obersten deutschen Bundesgerichte sollen künftig live im Fernsehen und im Internet zu sehen sein. Die Regierung beschloss am Mittwoch einen Gesetzentwurf, der dies möglich machen soll. Mit dieser Maßnahme könne man vielen Menschen den Rechtsstaat näherbringen, erklärte Justizminister Heiko Maas (SPD). Jedoch: „Wir werden aus dem Gerichtssaal keine Showbühne machen.“ Das Publikum wird also wohl nicht beurteilen können, wie gut oder schlecht es einen Richter fand, oder darüber abstimmen, wer aus dem Gerichtssaal rausfliegt. Oder kommt das als nächstes? Nun, jetzt muss erst einmal das Parlament der Lockerung des seit 1964 bestehenden Verbots von Fernseh- und Rundfunkaufnahmen in Gerichtssälen zustimmen.
Wirtschaft
„Türöffner und Interessenvertreter“
AHK-Hauptgeschäftsführerin Barbara Konner zum 100. Jubiläum der Handelskammer
Barbara Konner, Hauptgeschäftsführerin der AHK Argentinien. (Foto: Tilo Vogel)
Buenos Aires (AT) - Die Deutsch-Argentinische Industrie- und Handelskammer in Buenos Aires (AHK) ist in diesem Jahr 100 Jahre alt geworden. Hauptgeschäftsführerin Barbara Konner erläutert im Gespräch mit dem Argentinischen Tageblatt, welche Aufgaben die Kammer in ihrer Geschichte erfüllt hat und welche Herausforderungen sie in Gegenwart und Zukunft zu meistern hat. Die AHK-Chefin geht in ihrer Analyse auch auf die neue politische Situation in Argentinien ein und benennt die Potenziale, die sie für das Land sieht.
Sehr geehrte Frau Konner, die Deutsch-Argentinische Industrie- und Handelskammer in Buenos Aires (AHK) hat in diesem Jahr ihr 100-jähriges Bestehen gefeiert. Worin sehen Sie die wichtigsten Leistungen der AHK in ihrer Geschichte in Argentinien?
Wenn man sich den Bestand der deutschen Firmen in Argentinien anschaut, dann sagt das eigentlich schon alles. Es gibt derzeit rund 200 deutsche Niederlassungen in Argentinien. Viele von denen sind schon seit Jahrzehnten hier, einige sind sogar Gründungsmitglieder der Kammer. Die große Stärke der AHK Argentinien ist es, über die Jahrzehnte lang nachfrageorientiert und bedarfsgerecht die Interessen der deutschen Wirtschaft zu vertreten. Das ist, denke ich, die wichtigste Aufgabe und die wichtigste Leistung der Kammer. Bedarfsgerecht ist insofern wichtig, als dass sich die Interessen und Erfordernisse der deutschen Unternehmen hier vor Ort über die Jahrzehnte geändert haben.
Können Sie ein Beispiel nennen?
Im Gründungsjahr 1916 hat die AHK Argentinien dafür gesorgt, dass die in Argentinien angemeldeten Patente deutscher Unternehmen nach deren Ablauf in deutschen Händen blieben und nicht an andere abgegeben wurden. Damals war man nicht so mobil. Wenn die Unternehmensvertreter nicht vor Ort waren und das Patent auslief, ist die Kammer eingesprungen und hat das Patent übernommen. Wenn der Unternehmer wieder im Land war, hat sie es an ihn zurückgegeben. Das ist etwas, was heute überhaupt nicht mehr relevant ist. Aber seinerzeit war das eine wichtige Dienstleistung und hat mit dazu beigetragen, dass deutsche Firmen schon so lange hier vor Ort sind.
Welche Aufgaben bestehen noch heute?
Eine wichtige Aufgabe ist nach wie vor, dass die AHK Argentinien ein Türöffner für deutsche Wirtschaftsinteressen ist. Das heißt, dass wir neue Themen platzieren, dass wir in engem Kontakt stehen zu den Regierungen auf beiden Seiten des Atlantiks, um die Interessen vor allem des deutschen Mittelstands zu vertreten. Außerdem beraten wir die deutschen Unternehmen bei der Erschließung des argentinischen Marktes. Wir begleiten sie vom ersten Interesse bis hin zur Firmengründung in Argentinien.
Was tut die Kammer für ihre argentinischen Mitglieder?
Wir unterstützen argentinische Unternehmen, um auf den deutschen bzw. auf den europäischen Markt zu kommen. Das machen wir vor allem über unsere Messeabteilung. Wir vertreten fast alle großen deutschen Messegesellschaften und begleiten die argentinischen Firmen sowohl als Besucher als auch als Aussteller auf den großen deutschen Messen. Die Teilnahme an einer Fachmesse in Deutschland ist ein Tor in die Welt. Wir sind eine bilaterale Institution und von daher Unterstützer für das internationale Geschäft argentinischer Unternehmen. Von unseren 450 Mitgliedern sind über die Hälfte argentinische Firmen. Zusammenfassend lässt sich sagen: Die AHK ist Türöffner und Interessenvertreter. Ganz wichtig ist, dass unsere Kunden zufrieden sind. Mittlerweile haben wir es geschafft, die Kundenzufriedenheit auf fast 98 Prozent zu steigern.
Sie selber sind seit über fünfeinhalb Jahren Hauptgeschäftsführerin der AHK. Was waren die Schwerpunkte Ihrer bisherigen Tätigkeit?
Wir haben uns, seitdem ich im Amt bin, noch stärker als vorher um das Thema Aus- und Weiterbildung gekümmert. Seit 2011 haben wir zwei neue Berufsausbildungen implementiert im technisch-gewerblichen Bereich: Den Chemikanten und den Zerspanungsmechaniker. Dies ist wichtig sowohl für die deutschen Unternehmen hier vor Ort, wie auch für argentinische Mittelstandsbetriebe, die ebenfalls unter dem Fachkräftemangel leiden. Die Duale Berufsbildung hat zudem einen gesellschaftlich relevanten Aspekt: Es kommt immer wieder vor, dass wir Lehrlinge haben, die aus einem Armenviertel stammen. Wir sind zwar eine Industrie- und Handelskammer, aber das Thema der sozialen Inklusion haben wir gerade bei unseren Aktivitäten im Bereich der Aus- und Weiterbildung stets im Blickfeld.
Gibt es weitere Initiativen in dem Bereich der Ausbildung?
Wir haben im Juni dieses Jahres auf unser Betreiben hin mit drei Ministerien und dem argentinischen Industrieverband (UIA) einen Ausbildungspakt unterschrieben. Jeder der Unterzeichner hat sich für die nächsten vier Jahre auf eine bestimmte Verpflichtung festgelegt: Die AHK will die Ausbildungsplätze im technisch-gewerblichen, aber auch im kaufmännischen Bereich um 25 Prozent erhöhen. Der Industrieverband wird die landesweite Verbreitung der Berufsbildung fördern und uns dabei zu unterstützen, dass das Duale System auch in den Provinzen des Landesinnern implementiert wird. Die Ministerien für Arbeit und Bildung haben sich verpflichtet, rechtliche Rahmenbedingungen für die zweijährige Ausbildung nach Dualem Vorbild zu schaffen sowie die Berufstitel anzuerkennen. Das Produktionsministerium kümmert sich darum, Anreize für argentinische Firmen zu schaffen, um dual auszubilden und die technisch-gewerbliche Ausbildung für die Unternehmen attraktiver zu machen. Wir sind weltweit eines der wenigen Länder, das auf Betreiben einer AHK einen solchen Ausbildungspakt unterschrieben hat. Wir liegen damit ganz auf der von unserem Mutterhaus DIHK in Berlin verfolgten Linie.
Auf welchen Feldern waren Sie noch aktiv?
Zu den Meilensteinen gehörte auch die Gründung der Eurokammer, die auf einen Impuls aus der AHK Argentinien zurückging. Dann haben wir einige neue Themen implementiert. Zum Beispiel Compliance (Regelkonformität, Anm. d. Red.) und Anti-Korruption. Da waren wir 2011 wirklich die erste Kammer, die dieses Thema in Argentinien überhaupt platziert hat. Seither hat diese Thematik stark an Fahrt gewonnen. Wir haben im Juli 2015 ein Kompetenzzentrum Compliance und Anti-Korruption gegründet und bieten Schulungen dazu an - speziell auch für die argentinischen mittelständischen Unternehmen, die dieses Thema zunehmend als relevant für ihre Wettbewerbsfähigkeit betrachten.
Die AHK definiert sich als „Institution der deutschen Außenwirtschaftsförderung“. Was heißt das konkret?
Deutschland setzt in der Außenwirtschaftsförderung auf ein Dreisäulenmodell: die Botschaften, die Auslandshandelskammern und die Agentur Germany Trade and Invest (GTAI). Die Zusammenarbeit zwischen Botschaft, GTAI und Kammer ist eng und vertrauensvoll. Zum Beispiel wenn Delegationen kommen, führen wir immer gemeinsam die Briefings durch, damit die Besucher einen „360 Grad-Blick auf Argentinien“ bekommen. Ansonsten haben wir eine klare Rollenaufteilung: Die Botschaft kümmert sich um alles auf der rein politischen Ebene zwischen den beiden Regierungen. Die Wirtschaftsabteilung der Botschaft vermittelt aber zum Beispiel auch, wenn jemand aus Deutschland kommt und einen Termin bei einem argentinischen Minister haben möchte. Germany Trade and Invest ist die deutsche Investitionsförderbehörde auf Bundesebene und stellt aktuelle Wirtschaftsinformationen zur Verfügung. Der GTAI-Repräsentant Carl Moses hält bei den monatlichen Vorstandssitzungen der AHK Argentinien einen Vortrag über die aktuelle wirtschaftliche Situation, was von den Unternehmensvertretern sehr geschätzt wird. Die Kammer ist schließlich zuständig für alles, was die eigentliche Geschäftstätigkeit von Unternehmen angeht. Wenn deutsche Unternehmendelegationen nach Argentinien kommen, organisieren wir branchenspezifisches Matchmaking (gezielte Kontaktvermittlung, Anm. d. Red.). Wir machen Adressrecherchen, Geschäftspartnervermittlungen, Marktstudien etc. und bieten alle Leistungen an, die ein Unternehmen beim Eintritt in einen neuen Markt benötigt.
Was bedeutet das „Dreisäulenmodell“ für die Struktur der Kammer?
Das bedeutet, dass wir „drei Hüte aufhaben“: Wir haben den öffentlichen Auftrag und sind der offizielle Vertreter der deutschen Wirtschaft vor Ort. Wir gehören zu einem weltweiten Netz von 130 AHKs in 90 Ländern. Unser Mutterhaus ist der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK) in Berlin. Zwischen 20 und 30 Prozent unseres Budgets erhalten wir aus dem Bundeswirtschaftsministerium, den Rest müssen wir selber erwirtschaften.
Unser „zweiter Hut“ ist, dass wir Dienstleister sind für deutsche und argentinische Firmen. Wir funktionieren wie ein Consultingunternehmen. Wenn ein Kunde eine aufwendige Marktrecherche haben will, machen wir das im Rahmen der DE international-Dienstleistungsmarke. Außerdem machen wir Rechtsberatung, haben einen Inkasso-Service und ein Schiedsgericht. Alles, was ein Consultingunternehmen im internationalen Beratungsgeschäft macht, bietet auch die AHK.
Und der „dritte Hut“ ist - last, but not least: Wir sind Mitgliederorganisation vor Ort. Wir sind für unsere Mitglieder da. Wir stellen ihnen Informationen zur Verfügung, bieten Dienstleistungen für Mitglieder zu Sonderpreisen an und organisieren eine Vielzahl von Networking-Veranstaltungen und Fachkongressen. Auch werden wir von unseren Mitgliedern gerne als Marketingplattform und Schaufenster genutzt. Alle Informationen, die wir für Mitglieder im Internet oder in unserer Kammerzeitschrift „Panarama“ platzieren, sind kostenlos.
Wie viele Personen sind in der AHK beschäftigt? Wie viele von diesen kommen aus Deutschland, wie viele sind Ortskräfte? Was ist die Arbeitssprache in der AHK?
Wir haben derzeit 30 feste Mitarbeiter. Davon sind - mich eingeschlossen - sechs Deutsche, die aus Deutschland hierher gekommen sind. Der Rest sind Argentinier, von denen aber gut 80 Prozent auch deutschsprachig sind. Viele der Mitarbeiter waren an deutschen Schulen oder haben das BBZ, die Berufsschule, besucht. Alle Kollegen sind als Ortskräfte angestellt, aus Deutschland entsandt ist nur die Position des Geschäftsführers. Unsere Arbeitssprachen sind Deutsch und Spanisch. Die Außenwirtschafts- und die Messeabteilungen arbeiten viel auf Deutsch, die Mitgliederabteilung arbeitet mehr auf Spanisch, die Berufsbildungsabteilung in beiden Sprachen. In unserem Büro kann man gleichwertig beide Sprachen hören, und ich bin stolz, auf ein sehr engagiertes, professionelles und effizientes Team zählen zu können.
Worin sehen Sie gegenwärtig die größten Schwierigkeiten für deutsche Firmen, die sich in Argentinien engagieren wollen?
Ein großes Problem ist im Moment noch die Inflation. Das ist gerade für die deutschen Firmen schwierig, die den Inflationskontext nicht gewohnt sind. Argentinien ist auch kein Low-cost-Land, sondern weiterhin ein teurer Standort. Auch der Gewerkschaftskontext ist in Argentinien sehr speziell.
Potenzielle Investoren fürchten mangelnde Rechtssicherheit. Meines Erachtens muss man diesen Punkt aber differenzierter sehen, denn Argentinien hat im Grunde den nötigen Rechtsrahmen. Gerade erst im letzten Jahr ist das Zivilrecht modernisiert worden. Aber die Implementierung ist an der einen oder anderen Stelle verbesserungswürdig.
Die Finanzierung wird immer mehr zu einem wichtigen Thema. Wir merken schon, dass sich nach dem Regierungswechsel wieder mehr Firmen für Argentinien interessieren. Aber das Land ist in der Risikoplatzierung immer noch schlecht. Das macht es für den deutschen Mittelstand schwieriger, sich im Land anzusiedeln. Auch die im Moment wenig konkrete Perspektive in der Energiepolitik gehört aktuell noch zu den Schwachstellen.
Barbara Konner verbindet Hoffnungen mit der Macri-Regierung. (Foto: Tilo Vogel)
Welche Hoffnungen verbinden Sie mit dem Regierungswechsel in Argentinien vor wenigen Monaten?
Vor allem hoffen wir, dass sich die Rahmenbedingungen verbessern für unternehmerisches Engagement - sowohl für deutsche wie für argentinische Firmen. Die Aufhebung der Devisenrestriktionen war ganz wichtig. Dann die Lockerung der Importbeschränkungen und die Drosselung der Exportsteuern. Die Lösung der Schuldenfrage mit den Holdouts war grundlegend, denn dies versetzt Argentinien in die Lage, wieder am internationalen Kapitalmarkt agieren zu können. Das ist eine Conditio sine qua non für neues Engagement hier im Land.
Präsident Mauricio Macri hat bei seinem Besuch in Berlin einen sehr guten Eindruck hinterlassen. Die Gespräche waren eine vertrauensbildende Maßnahme sowohl bei den deutschen Politikern als auch beim Privatsektor. Unsere Hoffnung ist, dass die notwendige makroökonomische Rosskur, durch die die argentinische Wirtschaft jetzt geht, die Grundlage für nachhaltiges Wachstum sein wird. Macris Botschaft in Berlin war, dass Argentinien zurück ist nicht nur am Kapitalmarkt, sondern auf der internationalen Agenda grundsätzlich, und dass Argentinien wieder kooperieren möchte und eine Regierung hat, die das, wozu sie sich verpflichtet hat, auch hält.
Wo sehen Sie die größten Potenziale?
Rein wirtschaftlich betrachtet gibt es eine sehr lange Liste. Dadurch, dass in den letzten Jahren wenig investiert wurde, hat Argentinien einen Investitionsstau gerade in den Bereichen Transport- und Energieinfrastruktur. Wir haben in Argentinien optimale Bedingungen für erneuerbare Energien, die Windverhältnisse in Patagonien sind die besten der Welt. Das ist sicherlich ein Bereich, der Argentinien mittel-, aber auch langfristig weltweit in eine vorteilhafte Position versetzen kann. Wichtig ist, dass politisch die entsprechenden Weichen gestellt und die Rahmenbedingungen für private Investitionen geschaffen werden. Ein weiteres Thema von wachsender Bedeutung ist sicherlich auch die Energie-Effizienz, für die sowohl Wissens- als auch Technologietransfers zwischen Deutschland und Argentinien interessante Potenziale bieten.
Argentinien hat zudem die zweitgrößten Schiefergasreserven der Welt und verfügt über beachtliche Vorkommen an Kupfer, Gold, Silber, Kali und Lithium. Nicht zu vergessen ist natürlich auch der ganze Agro-Bereich: Agro-Chemie, Landtechnik und Biotechnologie. Wichtig ist, dass Argentinien sich nicht darauf beschränkt, nur Soja zu exportieren, sondern gezielt Wertschöpfung im Land zu generieren.
Was ist mit den Bereichen Forschung und Entwicklung?
Hier hat Argentinien ebenfalls große Potenziale, sich zu entwickeln. Das Land hat eine junge, wissbegierige und gut ausgebildete Gesellschaft. Insoweit birgt auch alles, was unter die Rubrik wissensbasierte Dienstleistungen fällt - Software, Kreativwirtschaft, Backoffice-Dienste - Zukunftschancen für Argentinien, um sich als Exporteur von Dienstleistungen aufzustellen. Auch in diesem Bereich wird die Duale Berufsausbildung immer wichtiger. Die Wirtschaft braucht nicht nur Ingenieure und Akademiker. Sie braucht für die Steigerung von Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit vor allem auch technische Berufe. Genau daran arbeiten wir derzeit mit verschiedenen Partnern aus der Politik und der Wirtschaft.
Welche Bedeutung messen Sie den Verhandlungen zu einem Abkommen zwischen Mercosur und EU bei? Erwarten Sie einen baldigen Abschluss?
Wir haben die Aussage der neuen Regierung von Präsident Macri begrüßt, dass das Thema Mercosur wieder auf der Agenda steht. Ich befürchte aber, dass es angesichts der augenblicklichen Situation in Brasilien kurzfristig nicht zu einem Abschluss kommen wird. Ganz einfach, weil Brasilien vorher seine enormen internen Probleme lösen muss. Die tiefe politische und wirtschaftliche Krise erschwert es, ein multilaterales Abkommen schnell voranzutreiben.
Gibt es grundsätzlich Mentalitätsunterschiede zwischen argentinischen und deutschen Unternehmern?
Wir haben als AHK Argentinien den Eindruck, dass sie sich kulturell immer mehr annähern. Die kulturellen Unterschiede verwischen sich in der globalisierten und zunehmend digitalisierten Welt immer mehr. Grundsätzlich gibt es - bei allen Ähnlichkeiten - aber natürlich auch Unterschiede: Argentinier sind flexibler und sind kreativer im Suchen von Lösungen. Daran gekoppelt ist auch eine geringere Risikoaversion bei den argentinischen Unternehmern. Deutsche sind dagegen strukturierter in der Planung und gründlicher bei der Umsetzung. Aber wenn etwas Unvorhergesehenes geschieht, werden sie schneller aus der Bahn geworfen. Aber ich würde sagen, die Ähnlichkeiten überwiegen zunehmend die Unterschiede.
Wie wichtig sind die Beziehungen der AHK zu den deutschsprachigen Institutionen hier vor Ort?
Wir haben sehr gute Beziehungen zum Deutschen Klub. Wir sind ja quasi Schwesterorganisationen und arbeiten eng und komplementär miteinander. Dann kooperieren wir mit dem Goethe-Institut und den PASCH-Schulen. Wir machen jedes Jahr Schülerwettbewerbe in unterschiedlichen Kategorien: zu Umwelt- und Energiefragen oder zu Technologie und Innovation oder in Form eines Unternehmensplanspiels. Es ist ganz wichtig für uns, dass wir den Nachwuchs mit deutschem Kontext für Zukunftsthemen sensibilisieren. Das ist eine unserer wichtigsten Aufgaben im Zusammenspiel mit den deutschen Institutionen.
Die AHK unterstützt gemeinsam mit der deutschen Botschaft die Ausstellung des Science Tunnels der Max Planck-Gesellschaft in Tecnópolis. Können Sie das Projekt ein wenig erläutern?
100 Jahre AHK heißt für uns nicht nur, nach hinten zu gucken, sondern natürlich auch den Blick nach vorne in die Zukunft zu richten. Es ist ein guter Moment der Selbstreflektion, was war und was wichtig ist für die Kammer. Daraus abgeleitet haben wir das Jubiläumsmotto „Bildung und Innovation“ definiert. Zu beiden Schwerpunkten führen wir eine Reihe von Aktivitäten durch. Das Thema Bildung hatte ich bereits ausgeführt. Zum Stichwort Innovation haben wir mit Unterstützung der deutschen Botschaft und des argentinischen Wissenschaftsministeriums den Max-Planck-Science-Tunnel zum zweiten Mal nach Argentinien geholt. Er ist noch bis zum 18. September zu besuchen, und ich lade alle Leser herzlich ein, sich diese spannende Ausstellung anzuschauen.
Was ist neu?
Das Projekt ist jetzt in einer Neuauflage erschienen, die sogenannte „3.0-Version“. Es hat nicht mehr die Form eines Tunnels. Aber die Idee ist weiterhin, den Besucher, vornehmlich junges Publikum, auf die Arbeit der Grundlagenforschung in den nächsten 15 bis 20 Jahren aufmerksam zu machen. Auf eindrucksvolle Weise werden Fragen nach dem Leben in der Zukunft beantwortet: Wie leben wir im Jahr 2033? Welche Krankheiten können diagnostiziert und geheilt werden? Woher bekommen wir unsere Energie? Andere Themenbereiche sind beispielsweise Universum, Materie, Gesundheit oder Gesellschaft. Unsere Idee dahinter ist, die Brücke zu schlagen zwischen Forschung und Entwicklung, wirtschaftlichem Agieren und gesellschaftlicher Relevanz in einer immer stärker globalisierten Welt.
Worin sehen Sie die wichtigsten Herausforderungen der AHK in der näheren Zukunft?
Ich glaube, dass wir in dem sich immer schneller ändernden Kontext weiterhin die Interessen der deutschen Wirtschaft vertreten können und werden. Dabei gibt es, was unseren Standort in Argentinien angeht, folgende Schwerpunkte: Das Thema Berufsbildung, was angesichts der Größe des Landes Potenzial und Herausforderung zugleich ist. Die Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Politik so hinzubekommen, dass möglichst viele junge Argentinier die Möglichkeit erhalten, ihren Berufsweg optimal zu gestalten. Eine weitere große Herausforderung wird die Digitalisierung und das Thema „Industrie 4.0“ (Verzahnung der industriellen Produktion mit modernster Informations- und Kommunikationstechnik, Anm. d. Red.) sein, weil dies für die Unternehmen in Argentinien immer wichtiger wird. Mit anderen Worten: Wettbewerbssteigerung der argentinischen Industrie - unter anderem auch als Zulieferer für deutsche Firmen vor Ort. Dann noch das Thema Rohstoffe, an das wiederum Umweltaspekte gekoppelt sind. Es sind immer zwei Seiten einer Medaille: Was Herausforderung ist, bietet gleichzeitig auch Potenziale.
Wie lange ist Ihre Amtszeit hier?
Mein Erstvertrag lief vier Jahre, und über Verlängerung wird vom Mutterhaus zusammen mit dem Vorstand und mir selbst entschieden. Ich persönlich würde gerne noch ein paar Jahre hierbleiben. Die Öffnung Argentiniens lässt eine Dynamisierung der bilateralen Beziehungen erwarten, und das würde ich als AHK-Geschäftsführerin gerne mit begleiten und fördern.
Frau Konner, vielen Dank für das Gespräch.
Das Interview führte Marcus Christoph.
Wirtschaft
Vier grosse Investitionen in Buenos Aires
Die Regierung der Stadt Buenos Aires hat Kredite von internationalen Finanzinstitutionen für insgesamt u$s 930 Mio. für vier grosse Investitionsprojekte verpflichtet, die für die Stadt besonders wichtig sind und zum Budget von $ 120 Mrd. für 2016 hinzukommen, sich aber auch auf 2017 und 2018 erstrecken. Unter den Kirchner-Regierungen wurden Kredite der Weltbank u.a. internationaler Finanzinstitutionen für die Stadt Buenos Aires nur ausnahmsweise genehmigt. Mit Mauricio Macri als Präsident ist dieses Hindernis verschwunden. Es handelt sich konkret um folgendes:
- Bau einer Strasse von 6,7 km auf verschiedenen Niveaus, zwischen der Illia-Autobahn und der Autobahn nach La Plata, die am Stadtviertel Puerto Madero vorbeigeht. Die Strasse soll über eine Fahrbahn für Lastwagen und Fernomnibusse und eine andere für Automobile verfügen. Ebenfalls werden hier 60.000 qm Park geschaffen. Die Kosten wurden auf u$s 650 Mio. veranschlagt, von denen die Andenkörperschaft u$s 400 Mio. beiträgt.
- Verstädterung des Elendsviertles “Villa 31”, an der Illia-Ausfahrstrasse nach Norden. 80% der Wohnungen sollen erneuert, auch neue sollen gebaut werden. Die internen Strassen des Viertels werden ausgebaut, es werden Leitungen für fliessendes Wasser gelegt, es wird ein Abwassersystem und ein Stromsystem errichtet. Die Bewohner der 10.076 Wohungen sollen mit Gewährung von weichen Krediten zu Eigentümern gemacht werden, die dann auch die öffentlichen Dienste bezahlen müssen. Es wird sich somit um ein bescheidenes Stadtviertel handeln, aber nicht mehr um ein Elendsviertel. Die Stadverwaltung hat in den letzten Jahren schon bei mehreren kleineren Elendsvierteln in diesem Sinn gearbeitet. Am Montag wurde beschlossen, das Elendsviertel „Rodrigo Bueno“, bei Puerto Madero, in der um die 5.000 Menschen unter prekären Bedingungen wohnen, in eine städtische Gegend umzuwandeln, also mit Strassen und öffentlichen Diensten. In einer Grosstadt wie Buenos Aires soll es keine Elendsviertel geben: das ist eine grundsätzliche Entscheidung, die schon Macri als Stadtchef getroffen hatte. Die Investition für das Projekt der „Villa 31“ wird auf u$s 170 Mio. veranschlagt, die zum grössten Teil von der Weltbank beigetragen werden.
- Arroyos Vega und Cildañez. Es handelt beim Vega-Fluss um die zweite Röhre, die zum Río de la Plata führt, mit der die Kapazität für die Aufnahme von Regenwasser verdoppelt wird. Beim Cildañez-Fluss werden fehlende Arbeiten vollendet. Insgesamt sollen 315.000 Einwohner der Stadt von den periodischen Überschwemmungen verschont bleiben, besonders auf der Blanco Encalada, von Cabildo in Richtung zum Fluss. Für dieses Projekt hat die Weltbank u$s 200 Mio. bereitgestellt.
- Das Sportgelände “Villa Olímpica” soll für die jugendlichen Spiele des Jahres 2018 fertig sein. Es liegt am Parque Roca, in Villa Soldati. Ausserdem erhalten die 6.000 Athleten dabei eine Unterkunft, die nachher 1.500 Familien als ständige Wohnung dienen soll. Das Projekt wurde auf u$s 200 Mio. veranschlagt, von denen die Andenkörperschaft zunächst u$s 50 Mio. beiträgt, dann in einer 2. Etappe eventuell 110 Mio. mehr.
Diese Investitionen sind für die Stadt von grosser Bedeutung, und tragen zu einer Verbesserung der Lebensqualität für viele Menschen bei, an erster Stelle die Bewohner des Elendsviertels “Villa 31”, dann die Bewohner der Gegend von Belgrano, Nuñez, Saavedra und anrainenden Gebieten, die keine Überschwemmungen mehr haben werden, dann auch für den Verkehr über Puerto Madero, der stark erleichter wird, und schliesslich für diejenigen, die die Wohnungen der “Villa Olímpica” erhalten. Die Bautätigkeit, die mit diesen Projekten verbunden ist, schafft unmittelbar viele zusätzliche Arbeitsplätze, direkt und bei den Zulieferanten. Stadtchef Horacio Rodriguez Larreta hat den Regierungswechsel vom Dezember und die danach eingetretene Verbesserung der Beziehungen zu der internationalen Finanzwelt sofort genutzt, um Kredite zu beantragen, die er dann kurzfristig erhalten hat, weil die Projekte schon vorher, als er Kabinettschef der Stadtregierung war, gründlich ausgearbeitet worden waren.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,19, gegen 15,15 eine Woche zuvor, und lag 13,27% über Ende Dezemeber 2015. Letzte Woche hatte der Devisenmarkt einen anormal hohen Umsatz. Es gab ein hohes Devisenangebot, zum Teil wegen Abrechnung von Termingeschäften, aber auch wegen Bedarf an Pesos, das auf den Kurs drückte. Die ZB-Reserven betrugen u$s 31,15 Mrd., gegen u$s 31,85 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkaurslag zum 30.8.15 bei $ 15,24, zum 30.12.16 bei $ 16,13, zum 31.3.17 bei $ 16,99 und zum 31.5.16 bei $ 17,51. Der Kurs per Ende Mai 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 24,08%.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires lag zum Mittwoch um 1,05% unter der Vorwoche, aber um 34,04% über Ende Dezember.
***
Die argentinischen Staatstitel wiesen am Mittwoch gegenüber der Vorwoche geringe Veränderungen auf. Argentina 2019 verzeichnet -0,14%, Argentina 2021 +0,46%, Argentina 2026 -0,67%, Argentina 2046 +1,11% und Bonar 2014 +1,06%.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 280,02 je Unze gehandelt (Vorwoche: $ 280,30), bei 24 Karat zu $ 400,03 ($ 400,43).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 29.8.16 um 29,80%, und das monetäre Aggregat M (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weitere Sinn bezieht, nahm um 21,44% zu.
***
Die gesamten Depositen Pesos des Bankensystems stieg in 12 Monaten zum 29.8.16 um 24,33% auf $ 1,41 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 22,16% auf $ 890,18 Mrd. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 52,51% auf u$s 15,95 Mrd., und die Dollarkredite um 79,75% auf u$s 762,5 Mrd. Während im Pesobereich die Kredite 63,13% der Depositen ausmachten, waren es im Dollarbereich 47,80%. Da bei Dollardepositen die Pflichtreserven nur 20% betragen, besteht noch eine bedeutende Marge für Kredite. Da die Pesokredite real abgenommen haben, findet ein progressiver Übergang auf Dollarkredite statt, nachdem der Bereich, für den sie zugelassen sind, von der ZB erweitert wurde.
***
Der Interventor der Hafenbehörde (AGP, Administración General del Puertos), Gonzalo Mórtola, hat die obligatorische Versicherung für Waren, die am Hafen von Buenos Aires verschifft werden, ausser Kraft gesetzt. Diese Versicherung musste bei IVETRA verpflichtet werden, die angeblich dem Lastwagengewerkschaftler Hugo Moyano und Kumpanen gehört. In fünf Jahren hat diese Firma an die u$s 150 Mio. kassiert. Jetzt wird es dem Exporteur überlassen, ob und mit welcher Versicherungsanstalt er diese Versicherung verpflichtet.
***
Der argentinische Budgetverband, der sich aus ehemaligen Beamten des Schatzamtes u.a. zusammensetzt und den Staatshaushalt gründlich studiert, schätzt die Gesamtsubventionen für den Energiebereich für dieses Jahr auf $ 220 Mrd., was zum gegenwärtigen Wechselkurs u$s 14,5 Mrd. ausmacht. Das Haushaltsgesetz für 2016, das unter der Regierung von CFK verabschiedet wurde, hat für diesen Bereich $ 116 Mrd. vorgesehen. 2005 betrugen diese Subventionen $ 3 Mrd., gleich u$s 1 Mrd. Somit ist der Betrag der Subventionen ab 2005 um mehr als das vierzehnfache gestiegen.
***
Das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat ermittelt, dass die Arbeitslosigkeit in der Stadt im 2. Quartal 2016 10,5% betrug, gegenüber 8,5% ein Jahr zuvor. Es sind jetzt somit 177.555 Arbeitslose, 36.147 mehr als ein Jahr zuvor. Das nationale statistische Amt INDEC hatte den Koeffizienten der Arbeitslosigkeit für die Stadt in der gleichen Periode auf 8,5% veranschlagt, zwei Prozentpunkte weniger als das städtische Amt ermittelt hat. Die Differenz erklärt sich, weil das Amt der Stadt die Zahl auf der Erhebung von 2.100 Haushalten vollzog, während es beim INDEC nur 800 waren. Das städtische Amt hat dabei die Elendsviertel besser erfasst, wo die Arbeitslosigkeit höher ist. Die Beschäftigungsrate betrug laut Stadtstatistik 49,7% der Gesamtbevölkerung, gegen 49,5% ein Jahr zuvor. Die Arbeitslosigkeit betrug bei Männern 8,7%, bei Frauen hingegen 12,3%, was eine inter-anuelle Zunahme von 1,2, bzw. 2,6 Prozentpunkten ergibt.
***
Die Lohnerhöhungen werden prozentual höher. Das Zuckerunternehmen San Martín del Tabacal, mit Fabrik in Orán, im Norden von Salta, der zweitgrösste Zuckerproduzent des Landes, alles mit eigenem Zuckerrohr, hat nach 75 Tagen Streik eine Zulage von 41,3% gewährt. Doch im Mai 2017 kommt noch eine Zulage hinzu, die die Gesamterhöhung auf 44,84% bringt. Im September laufen mehrere Arbeitsabkommen ab, die im März für 6 Monate abgeschlossen wurden, und auch haben viele Gewerkschaften, die Abkommen für ein Jahr abgeschlossen hatten, eine Zulage gefordert, was bei den Lehrern der Provinz Buenos Aires schon zu einem Streik geführt hat. Die Gewerkschaften peilen jetzt allgemein über 40% für die 12 Monate ab März 2016 an. Die Regierung erwartet jedoch, dass die Gesamterhöhungen bei 30% liegen, und die zusätzliche Lohnzulagen bei Arbeitsabkommen, die für 6 Monate abgeschlossen wurden, nur 10% betragen.
***
Die nationale Kommission zum Schutz der Konkurrenz hat ein Verfahren wegen Missbrauch der dominierenden Marktposition gegen die Firma Prisma eingeleitet, die die Kreditkarte VISA verwaltet. Das Unternehmen gehört folgenden 14 Banken: Galicia, Santander, Macro, Francés, Citi, Itaú, HSBC, ICBC, Comafi, Santa Fé, Patagonia, Nación, Ciudad und BAPRO. Die Klage lautet konkret auf ein Kartellabkommen. VISA hat einen Marktanteil von 58%. Es folgen Mastercard mit 11%, American Express mit 10%, Naranja mit 9%, Cabal mit 2% und weitere mit insgesamt 10%. Verbände des Einzelhandels haben schon Klage bei der Duptiertenkammer wegen überhöhter Provisionen eingereicht. Bei Kreditkarten werden 3% gefordert, während es in Brasilien nur 1,5% , in Peru 1,3% und in den USA und der EU noch weniger sind. Auch bei Zahlkarten („tarjeta de débito“) sind die Provisonen hier viel höher. Der Verband CAME, der den kleinen Einzelhandel vertritt, fordert, dass die Provision bei Kreditkarten auf 1,5% gesenkt und bei Zahlkarten ganz abgeschafft wird. Die Komission für Handel und Industrie des Senats hat schon einem Gesetzesprojekt zugestimmt, dass diese Verringerung verfügt.
***
Der Spitzenverband der lokalen Industrie, die „Unión Industrial Argentina“, hat Präsident Macri gewarnt, bei seinem Staatsbesuch in China dieses Land als Marktwirtschaft zu anerkennen. China wurde bisher von der Welthandelsorganisation nicht als Marktwirtschaft anerkannt, was bedeutet, das die Mitgliedstaaten in diesem Fall Importrestriktionen einführen können, die sonst nicht zulässig sind. Die argentinische Industrie ist ohnehin schon über hohe Importe von chinesischen Gütern besorgt, die lokale Produktion verdrängen.
***
Die Banco Nación hat eine neue Kreditlinie bekanntgegeben, die für Bauunternehmen bestimmt ist. Beim Bau neuer Wohnngen finanziert die Bank bis zu 50% des Projektes. Der Bau muss mit der Gewährung eines Hypothekarkredites für den Käufer verbunden sein, so dass der Kredit an das Bauunternehmen bei Übernahme der Wohnung getilgt wird. Der Zinssatz für Baukredite liegt bei 22%, und die Frist beläuft sich auf bis zu 36 Monate. Für Hypotheken auf Wohnungen hat die Bank schon 29.647 Anträge erhalten.
***
Die Kommission für Konkurrenzschutz hat sich gegen das Sytem des Verkaufs von dauerhaften Konsumgütnern in 12 (oder mehr) Raten „ohne Zinsen“ ausgesprochen, was jedoch nicht bindend ist, sonder nur eine Empfehlung an die ZB darstellt. Bei diesen Verkäufen sind die Einzelhändler gezwungen, den Preis zu erhöhen, was die volle Zahlung beim Kauf entmutigt. Ein transparentes System müsse zwischen Barzahlung und Zahlung auf Raten unterscheiden, und dem Kunden die Wahl geben, wie er kauft.
***
Der Verband der Fabrikanten von Teigwaren hat der Supermartkette Maxiconsumo einen dokumentarischen Brief (carta documento) geschickt, in dem er die Kette darauf hinweist, dass sie beim Preis für trockene Nudeln gesetzwidrig handle. Die Klage erscheint äusserst merkwürdig: die Nudeln Marke Marolio und Molto werden bei Maxiconsumo zu $ 5,49 pro Paket von 500 Gramm verkauft, doch die Kosten liegen laut der Klage angeblich bei $ 6,13 plus MwSt. Der Besitzer von Maxiconsumo, Victor Fera, reagierte empört auf diese Klage. In der Tat ist es sein Problem, ob er zu Verlustpreisen verkauft. Fera wies darauf hin, dass Molinos Rio de las Plata, die die Marken Matarazzo, Lucchetti, Favorita und Don Vicente besitzt, ihn seit anderhalb Jahren nicht mehr beliefert, weil sie Teigwaren dieser Marken in den 33 Märken von Maxikonsumo nicht verkaufen kann. In der Tat liegen die Preise bei diesen Marken mindestens drei Mal so hoch wie die von Marolio und Molto, wobei der Qualitätsuntrschied, sofern er überhaupt besteht, minimal ist.
***
Wie bekannt wurde, will die AFIP die Namen von Argentinern suchen, die in den öffentlichen Registern der USA, von Panama und Uruguay als Direktoren von Aktiengesellschaften oder Inhaber von Immobilien eingetragen sind, um dabei nicht bei der argentinischen Steuererklärung angegebene Vermögenswerte aufzufinden. Dazu braucht es kein spezielles Abkommen mit den USA u.a Ländern. Man kann davon ausgehen, dass diese Meldung dazu bestimmt ist, die neue Weisswaschung zu fördern.
***
In den ersten 5 Monaten 2016 lag der Geflügelkonsum um 5,4% und die Produktion um 7,3% unter dem Vorjahr. Der interne Konsum lag bei 40,9 kg pro Kopf, berichtet die Beratungfirma IES. Der Grossistenpreis von Huhn lag um 69,3% über dem Vorjahr, was auf die Erhöhung des Maispreises um 135,4% zurückzuführen ist, die als Folge der Abwertung und Abschaffung des Exportzolles von 20% eingetreten ist. Der Einzelhandelspreis lag um 54,7% über dem Vorjahr, was mehr als die Zunahme beim Rindfleisch ausmacht, die bei 44,6% lag. Der Export von Hühnerfleisch lag in Mengen um 19% und in Werten um 29,1% unter dem Vorjahr.
***
Die Regierung der Stadt Buenos Aires wird im städtischen Parlament ein Gesetzesprojekt einbringen, durch das sich die Stadt dem nationalen Gesetz 27.260 über Weisswaschung anschliesst, und darüber hinaus ein Moratorium für städtische Steuern einführt, das nicht bezahlte Steuern umfasst, auch wenn schon ein Verwaltungsverfahren oder eines vor der Justiz besteht. Dabei werden keine Aufschläge, Bussen oder andere Strafen bestehen, und die Zinsen werden verringert.
***
Die Zahl der Arbeitnehmer, die beim Pensionierungssystem der ANSeS eingetragen sind, nahm in sechs Monaten 2016 um 105.281 ab. Im Juni 2016 waren es 84.955 weniger als im gleichen Vorjahresmonat, was eine Abnahme von 1,4% darstellt, und 12.517 weniger als im Mai.
***
Bei der Lebac-Ausschreibung vom Dienstag senkte die ZB die Zinsen um einen halben Prozentsatz. Die Offerten betrugen $ 76,85 Mrd., von denen $ 76,50 Mrd. angenommen wurden. Da gleichzeitig Lebac für $ 79,39 Mrd. verfielen, nahm der Bestand um $ 2,89 Mrd. ab. Doch die ZB kaufte auch Lebac für $ 13,45 Mrd. auf dem sekundären Markt, womit der Bestand insgesamt um $ 7,51 Mrd. stieg. Für Lebac auf 35 Tage ($ 51,54 Mrd.) wurde 28,75% gezahlt (-0,50 Prozentpunkte), auf 63 Tage ($ 10,69 Mrd.) 27,40% (-0,50%), auf 98 Tage ($ 8,03 Mrd.,) 28,79% (-0,51%), auf 119 Tage ($ 2,37 Mrd.) 26,57% (-0,43%), auf 147 Tage ($ 1,70 Mrd.) 26,27% (-0,43%), für 203 Tage (0,43 Mrd.) 25,79% (-0,45%) und für 252 Tage 25,58% (-0,42%). Der ZB-Bestand an Lebac wird weiter kurzfristiger: von durchschnittlich 100 Tagen Anfang Januar ist die Verfallfrist auf unter 50 Tage zurückgegangen. Der Bestand von Lebac ist in diesem Jahr von $ 458 Mrd. auf jetzt $ 615 Mrd. gestiegen. Die Zunahme der Zinslast, die dies bedeutet, verringert den ZB-Gewinn entsprechend.
***
Im Juli 2016 wies die Zahlungsbilanz einen Überschuss von u$s 889 Mio. aus, der sich mit einem Defizit von u$s 1,4 Mrd. im gleichen Vorjahresmonat vergleicht. Die Leistungsbilanz (Aussenhandel, Frachten, Tourismus, Gewinne, Zinsen, Honorare u.a.) wies einen negativen Saldo von u$s 830 Mio. aus, der durch einen positiven von u$s 1,72 Mrd. bei der Kapitalbilanz zu einem Überschuss der gesamten Zahlungsbilanz führte. Die Kapitalflucht lag bei u$s 1,49 Mrd. Die Unterbringung von staatlichen und privaten Titeln im Ausland erreichte u$s 2,9 Mrd., zu denen noch direkte Kapitalinvestitionen für u$s 285 Mio. hinzukommen Im Juni wurde auch eine kurzfristige ZB-Schuld von u$s 5 Mrd. vorzeitig getilgt, und neue Kredite für u$s 1 Mrd. zu günstigeren Bedingungen aufgenommen. Bei der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich wurden zusätzlich u$s 2,5 Mrd. aufgenommen.
***
Die Regierung hat diesem Jahr neue Schulden von insgesamt u$s 28 Mrd. aufgenommen, die sich folgendermassen aufteilen: Dollarbonds: u$s 21,95 Mrd., Dollarwechsel: u$s 2,08 Mrd., Bonds in Pesos: $ 46,16 Mrd., Wechsel in Pesos: $ 3,92 Mrd. Von dieser Neuverschuldung entfallen u$s 16,5 Mrd. auf die Zahlung an die Holdouts. Die Ausgabe staatlicher Dollartiteln hat sich im Juli beschleunigt, mit Unterbringung von nationalen Bonds für u$s 3,15 Mrd. in und provinziellen für u$s 900 Mio. Im August haben die Provinzen (laut Angaben der Consulting-Firma „Economía & Regiones“) Wechsel für $ 30,83 Mrd. und Dollarbonds für u$s 6,11 Mrd. ausgegeben.
***
Die Regierung beabsichtigt wieder bei bestimmten Produkten sogenannte „nicht automatische Importlizenzen“ einzuführen, also diese Importe einer Genehmigung des zuständigen Amtes zu unterstellen. Zum Unterschied mit dem System, das unter der vorangehenden Regierung angewendet wurde, will sich die Regierung jetzt an die Bestimmungen der Welthandelsorganisation halten, die diese Importhemmungen nur in Ausnahmefällen und für eine begrenzte Zeit zulassen. Um das System zu verwalten wurde Shunko Rojas, bisher Vorsitzender der nationalen Aussenhandelskommission, zum Unterstaatssekretär für Aussenhandel ernannnt. Rojas ist argentinischer Anwalt, auch mit einem Doktortitel der US-Harvard Universität und einem Master-Titel über globale Politik der London School of Economics.
***
Durch Beschluss 242/16 des Handelssekretariates wurde die Maximalfrist für die Verrechnung der aus Exporten landwirtschaftlicher Produkte stammenden Devisen auf 5 Jahre verlängert. Bisher galt eine Frist von einem Jahr, ohne Ausnahme. Mit dieser Massnahme wird das unmittelbare Devisenangebot verringert, was als Ausgleich für den Devisenzufluss wirkt, der sich aus höheren Auslandskrediten und aus der Weisswaschung ergibt. Wenn ein hohes Devisenangebot besteht, das die Nachfrage übersteigt, dann drückt dies auf den Wechselkurs, wobei die ZB sich dann gewungen sieht, den Überschuss aufzukaufen, was zu einer unerwünschten Geldschöpfung führt.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die mexikanische Wirtschaft zeigt deutliche Schwächezeichen, was für die Regierung sehr enttäuschend ist, weil es zeigt, dass die gewagten Strukturreformen von Präsident Enrique Peña Nieto bisher nicht die erwartete Wirkung hatten. Die Risikoagentur S&P fuhrt dies auf die Schwäche der Regierung, die Korruption und die Zunahme der Verbrechen und der Gewalt zurück. Das BIP lag im 2. Quartal 2016 unter dem Vorjahr, so dass jetzt für ganz 2016 eine BIP-Zunahme von 2% bis 2,6% erwartet wird, statt 2,2% bis 3,6%, wie es vor einigen Wochen noch der Fall war. Die Staatsschuld ist zwar mit 47% des BIP tragbar, doch die Entscheidung der ZB, den Zinssatz um ein Prozentpunkt auf 4,25% zu erhöhen, bedeutet eine Zunahme der Zinslast.
***
Die brasilianische Petrobras hat ein Abkommen mit der norwegischen Statoil unterzeichnet, das sich auf Zusammenarbeit bei zukünftigen Ausschreibungen über Ausbeutung von Erdöllagern auf dem Meeresgrund von Brasilien bezieht. Es gab schon bisher eine gute Beziehung zwischen beiden Unternehmen. Doch jetzt benötigt Petrobras eine grössere Mitwirkung von Dritten.
***
Die Wirtschaftswelt von Brasilien setzt grosse Hoffnungen auf die Absetzung von Dilma Rouseff und die Fähigkeit der neuen Regierung, die verfahrene Lage einzurenken. Die brasilianische Währung hat sich seit dem Regierungswechsel um 8% gegenüber dem Dollar verbessert. Die Börsenkurse sind in diesem Jahr um ca. ein Drittel gestiegen. Dennoch sind Analysten der brasilianischen Wirtschaft skeptisch, weil es Präsident Temer bisher nicht gelungen ist, das Staatsdefizit in den Griff zu bekommen. Die notwendige Reform des Rentensystems ist vorerst versandet. Und auf der anderen Seite hat der Präsident einige Gliedstaaten finanziell gerettet und auch Gehaltserhöhungen in der Verwaltung verfügt, u.a. von 41% bei der Justiz.
***
Deutsche Wirtschaft
Norddeutschlands größte Landesbank NordLB trennt sich von Finanzierungen für 100 Schiffe im Wert von E 1,3 Mrd. Eine Investorengruppe um die KKR Credit plant damit die Gründung einer Schiffsportfolio-Managementgesellschaft, die auch anderen Banken offensteht. Das Geldhaus, das zur Zeit Schiffsbeteiligungen im Wert von insgesamt E 18 Mrd. hält, kündigte angesichts der globalen Schiffskrise weitere ähnliche Transaktionen an, mit dem Ziel, das Schiffsportfolio auf E 12 bis E 14 Mrd. zu reduzieren». Die Bank, die am Donnerstag ihre Halbjahreszahlen vorlegen will, gilt als einer der größten Schiffsfinanzierer Europas. Sie hatte im Strudel der globalen Schiffskrise im Startquartal 2016 wegen maroder Schiffskredite einen neuen Risikopuffer in Höhe von E 435 Mio. bilden müssen. Das zog das Ergebnis unter dem Strich mit E 84 Mio. ins Minus. (dpa)
***
Hamburg und der VW-Konzern entwickeln eine gemeinsame Strategie für umweltschonenderen Verkehr und neue Mobilitätsdienste in Ballungsräumen. Vorstandschef Matthias Müller und Bürgermeister Olaf Scholz unterschrieben dazu am Montag ein Grundsatzpapier im Rathaus der Hansestadt. Es geht um neue Ansätze in der Verkehrssteuerung, aber auch um autonomes Fahren und Parken, gemeinschaftlich genutzte Auto-«Pools», Elektrobusse und die Senkung schädlicher Emissionen. Das Projekt läuft zunächst über drei Jahre. «Mit unseren Ideen wollen wir dazu beitragen, dass Hamburg zur Modellstadt für intelligenten Verkehr wird», sagte der VW-Chef laut Mitteilung. Scholz ergänzte: «Zugleich wollen wir dafür sorgen, dass der Verkehr in unserer Stadt sauberer, leiser und sicherer wird.» (dpa)
***
Die Elektronikmesse IFA in Berlin wartet in diesem Jahr neben traditionellen Produkten wie TV-Geräten, Smartphones, Tablets und Hausgeräten auch mit vielen neuen Kategorien auf. Rund 20% der Konsumenten in Deutschland hätten eine konkrete Kaufabsicht etwa für 3D-Drucker, Smartwatches oder Virtual-Reality-Brillen, teilte der Branchenverband gfu am Montag mit. Auf der Liste ganz oben stehen demnach Streaming-Systeme, die Musik drahtlos ins Haus bringen. Solche Geräte wollen sich einer Umfrage zufolge 31 Prozent der Befragten anschaffen. Bei 22% der Befragten steht ein 3D-Drucker auf der Einkaufsliste. Neben teuren Industrie-Geräten gibt es inzwischen für den privaten Einsatz eine ganze Reihe von 3D-Druckern, die teilweise unter E 500 kosten. 21% der Befragten haben ein konkretes Interesse sich eine Smartwatch oder andere sogenannte Wearables zu kaufen. Auch Brillen zum Eintauchen in virtuelle Welten wecken bei rund einem Fünftel der Befragten Interesse. Das Thema Virtual Reality steht auf der IFA als Trend ganz oben auf der Agenda. VR-Brillen und Anwendungen prognostizieren Marktbeobachter ein enormes Potenzial - bereits in diesem Jahr. Die größten Impulse für den noch jungen Markt kommen aus der Games-Branche. Doch auch Bereichen wie Bildung, Nachrichten-Vermittlung, Architektur, Kommunikation oder Einkaufen werde Virtual Reality zumindest in Teilen verändern. Die IFA findet in diesem Jahr vom 2. bis zum 7. September statt. (dpa)
***
Die größte Campingmesse der Welt hat am Samstag in Düsseldorf im westlichen Bundesland Nordrhein-Westfalen für das Publikum ihre Tore geöffnet. Zum diesjährigen «Caravan Salon» wird wieder ein großes Interesse erwartet. In den vergangenen Jahren kamen jeweils rund 200 000 Besucher. Mehr als jeder zehnte kam aus dem Ausland, vor allem aus den Niederlanden. Camping auf vier und mehr Rädern liegt im Trend. Die Branche rechnet auch im laufenden Jahr wieder mit deutlich steigenden Zulassungszahlen. Bei der Messe sind mehr als 2000 Fahrzeuge zu sehen - vom einfach ausgestatteten Caravan-Anhänger für knapp E 5000 bis zum Luxus-Wohnmobil für mehr als eine Million Euro. (dpa)
***
Deutschlands Städte und Gemeinden haben im vergangenen Jahr dank der guten Konjunktur so viel Gewerbe- und Grundsteuer eingenommen wie nie zuvor. Das Aufkommen der wichtigsten kommunalen Steuern stieg im Vergleich zum Vorjahr um 4,4% auf rund E 58,9 Mrd., wie das Statistische Bundesamt mitteilte. Der größte Teil der Einnahmen entfiel auf die Gewerbesteuer mit E 45,7 Mrd. (plus 4,5%). Allgemein wurde auch die Sätz bei dieser Steuer, gelegentlich auch bei anderen, erhöht. (dpa)
***
Deutsche Betriebe suchen derzeit so viele Arbeitskräfte wie selten zuvor. Die Zahl der freien Stellen habe im August sogar den bisherigen Rekordwert vom Juli überschritten, berichtete die Bundesagentur für Arbeit (BA) am Dienstag. Der aus den Jobmeldungen monatlich errechnete Stellenindex BA-X stieg auf 219 Punkte - das sind zwei Punkte mehr als im Juli. Gute Chancen haben Jobsucher der Bundesagentur zufolge derzeit vor allem in den Wachstumsbranchen im Dienstleistungssektor. «So ist aktuell jede fünfte gemeldete Stelle im Gesundheits- und Sozialwesen zu besetzen», heißt es in einer BA-Mitteilung. Mitarbeiter suchten auch Industriebetriebe, Zeitarbeitsunternehmen und Firmendienstleister wie Werbeagenturen und Bewachungsunternehmen. Gestiegen ist der Mitarbeiterbedarf in öffentlichen Verwaltungen - nach Einschätzung der Bundesagentur eine Folge der wachsenden Aufgaben bei der Registrierung und Betreuung von Flüchtlingen. Gestützt werde die hohe Stellennachfrage aber auch von der stabilen wirtschaftlichen Lage. Das führe aber auch dazu, dass Mitarbeiter häufiger als in Krisenzeiten den Job wechselten. Da in manchen Branchen Stellen ohnehin schwer zu besetzen seien, blieben dann freie Jobs länger als früher unbesetzt. (dpa)
***
Zinstief und Digitalisierung zwingen die Finanzbranche nach Einschätzung von Deutscher Bank und Commerzbank zu mehr Fusionen. Gerade im hart umkämpften deutschen Markt gebe es zu viele Institute, sagten die Chefs der beiden Dax-Konzerne, John Cryan und Martin Zielke, am Mittwoch bei einer Bankentagung in Frankfurt. Sich zusammentun wollen die beiden größten deutschen Geldhäuser entgegen anderslautender Gerüchte jedoch nicht.
***
Weltwirtschaft
Nach einer Serie von Terroranschlägen in Frankreich senken Luxus-Hotels in und um Paris ihre Zimmerpreise. Bei Fünf-Sterne-Hotels gibt es Nachlässe zwischen 25% bis 45%, Angaben zu anderen Hotelkategorien lagen nicht vor. Im ersten Halbjahr gab es bei den Ausländern im Vergleich zum Vorjahr ein Minus von 9,9%. Die Gesamtzahl aller Touristen betrug knapp 15 Mio. Aus Deutschland kamen 420 000 Besucher, 55000 weniger als im Vorjahr. Die Einbußen für die gesamte Branche im Großraum Paris werden auf E 750 Mio. im ersten Halbjahr beziffert. Bei dieser Rechnung werden auch Geschäfte oder Restaurants berücksichtigt, wo Touristen Geld ausgeben. (dpa)
***
Katar wird Miteigentümer des New Yorker Empire State Buildings. Der Golfstaat steigt über seinen Fonds Qatar Investment Authority (QIA) für u$s 622 Mio. mit 9,9% bei der Immobiliengesellschaft Empire State Realty Trust ein, zu deren Portfolio Manhattans weltberühmter Wolkenkratzer gehört. (dpa)
***
Angesichts stetig wachsender Bestände will die EU-Kommission die Fangmöglichkeiten für Scholle in der Ostsee deutlich ausweiten. Die zugelassene Fangmenge soll sich demnach 2017 um 95% erhöhen. Auch für die Bestände von Sprotte, Lachs im Hauptbecken der Ostsee und Hering in der westlichen und mittleren Ostsee sowie im Bottnischen Meerbusen sollen die zugelassenen Fangmengen steigen. Dahingegen sollen im Golf von Riga die Heringsbestände und im Finnischen Meerbusen die Lachsbestände stärker geschont werden. Die EU-Kommission erhofft sich dadurch zusätzliche Gewinne für die Ostseefischerei in Höhe von E 13 Mio. (dpa)
***
Der US-Staat Texas hat mehr Windkraftwerke als alle anderen errichtet, so dass im April die Stromerzeugung aus dieser Quelle 16% des gesamten Vebrauchs deckte. Es ist auffallend, dass dies ausgerechnet in einem Saat geschieht, der eine hohe Erdölproduktion aufweist.
***
Der Weizenpreis ist an der Börse von Chicago am Montag mit u$s 136,14 pro Tonne auf den niedrigsten Stand seit August 2006 gesunken. Der Internationale Getreiderat schätzt die diesjährige weltweite Weizenproduktion auf 743 Mio. Tonnen, nachdem es vor kurzem nur 735 Mio. Tonnen sein sollten. Russland erwartet eine Ernte von 73 Mio. Tonnen, 18% über dem Vorjahr, die USA 63,13 Mio. (+13,1%) und Kanada 30,5 Mio. Tonnen. (+10,5%) .
***
Der russische Energieriese Gazprom hat im ersten Halbjahr deutlich mehr Erdgas ins Ausland verkauft. Das Volumen stieg im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um ein Drittel auf 109 Mrd. cbm. Nach internationaler Rechnungslegung sank der Reingewinn allerdings um 10% auf 607 Mrd. (E 8,43 Mrd.), was vor allem an deutlich gestiegenen operativen Kosten gelegen habe. Vor allem die Ausfuhren nach Westeuropa stiegen. Der Gasabsatz in Russland blieb etwa gleich, der Export in frühere Sowjetrepubliken ging dagegen zurück. (dpa)
***
Apple droht nach einer Entscheidung der EU-Kommission eine beispiellose Steuernachzahlung von mehr als E 13 Mrd. Der iPhone-Konzern habe in Irland unerlaubte Steuervergünstigungen in dieser Höhe erhalten, entschieden die europäischen Wettbewerbshüter. Irland müsse die rechtswidrige Beihilfe für die Jahre 2003 bis 2014 nun plus Zinsen zurückfordern. Apple und Irland wollen sich gegen die Entscheidung wehren. Apple habe in Irland über viele Jahre erheblich weniger Steuern zahlen müssen als andere Unternehmen, sagte Wettbewerbskommissarin Margrethe Vestager am Dienstag in Brüssel. Die Entscheidung solle eine klare Botschaft senden, dass Staaten einzelne Unternehmen nicht bevorzugen dürften. Die Kommission argumentiert, als Folge der Vereinbarungen in Irland habe der Konzern auf die Gewinne der Handelstochter Apple Sales International einen effektiven Satz der Körperschaftsteuer gezahlt, der von 1% im Jahr 2003 auf 0,005% im Jahr 2014 gesunken sei. «Das ist eine komplett aus der Luft gegriffene Zahl», kritisierte Apple-Finanzchef Luca Maestri anschließend. Apple Sales International ist der offizielle Verkäufer aus Asien eingeführter Apple-Geräte in Europa, Afrika, dem Nahen Osten und Indien. (dpa)
***
Der chinesische Präsident XI Jinping hat das Parlament aufgefordert, ihn bei seinen Anstrengungen zu unterstützen, die Rolle des Staates in der Wirtschaft zu verringern, und dem Markt mehr Geltung zu verleihen. Die Abgeordneten haben in diesem Sinn schon Massnahmen angenommen, um private Investitionen in prioritären Bereichen zu fördern, dem intelekturllen Eigentum einen besseren Schutz zu verleihen, die Reform des Eigentums von landwirtschaftlichem Boden zu beschleunigen und die Bemühungen für den Umweltschutz zu verstärken.
***
Als Folge der kriselnden Schifffahrtsmärkte ist die größte südkoreanische Reederei Hanjin Shipping zahlungsunfähig. Die Firma ist mit umgerechnet E 4,5 Mrd. verschuldet, hat akute Zahlungsprobleme und die Banken wollen der Reederei keine weiteren Finanzhilfen einräumen. Nun muss das Gericht entscheiden, ob die Tochterfirma der Hanjin-Gruppe, zu der auch die südkoreanische Fluggesellschaft Korean Air gehört, sanierungsfähig ist oder abgewickelt werden muss. Der starke Rückgang der Charterraten als Folge von Überkapazitäten und eines schwachen Seehandels hatte zu den Problemen von Hanjin beigetragen. Auch Südkoreas Schiffbauindustrie kämpft mittlerweile ums Überleben. Die Regierung baut jetzt darauf, dass der einheimische Konkurrent Hyundai Merchant Marine wichtige Vermögenwerte von Hanjin übernehmen kann, darunter Schiffe und das Verkaufsnetz im Ausland. (dpa)
***
Trotz eines positiven Trends bleibt die Arbeitslosigkeit im Euroraum insgesamt hoch. Im Juli lag sie bei 10,1%, gegen 10,8% ein Jahr zuvor, wie die europäische Statistikbehörde Eurostat mitteilte. Im internationalen Vergleich schneidet die Eurozone schwach ab: Die Arbeitslosenquote in den USA lag laut Eurostat im Juli bei 4,9%, nach 5,3% ein Jahr zuvor. Für die gesamte EU mit ihren 28 Mitgliedstaaten ermittelte Eurostat für den Juli eine Arbeitslosenquote von 8,6%, im Vergleich zu 9,4% ein Jahr zuvor. Malta, Tschechien und Deutschland (4,2%) hatten die niedrigsten Quoten. Die höchsten Werte hatten zuletzt Griechenland mit 23,5% und Spanien mit 19,6% Prozent. (dpa)
***
Das beabsichtigte Freihandelsabkommen zwischen der EU und der USA ist gescheitert. Frankreichs Präsident Francois Hollande sagte kategorisch, dass es keine politische Unterstützung Frankreichs für das Abkommen gebe und er im September bei der EU den formellen Antrag stellen werde, die Gespräche zu unterbrechen. Frankreich sei nicht einverstanden, den EU-Markt für landwirtschaftliche Produkte der USA frei zugänglich zu machen. Ausserdem bestehen grosse Differenz bei anderen Themen, wie staatliche Käufe und Behandlung von Konflikten zwischen Staaten und multinationalen Unternehmen.
***
Statistiken
***
Geschäftsnachrichten
Exxonmobil Exploration Argentina
Der Vizepräsident für Beziehungen zu Dritten des Unternehmens, Tomás Hess, gab bekannt, dass die Firma XTO, eine Tochtergesellschaft des US-Erdölunternehmens und einer der weltweit grössten Produzenten von Schieferöl („shale oil“), die Bohrung für den Pilotplan im Gebiet von „Vaca Muerta“, Provinz Neuquén, beginnen werde. Das Ergebnis dieser Probe wird dann die Weiterführung des Proejktes bestimmen, und auch erlauben, den Betrag der notwendigen Investitionen festzusetzen. Der CEO von Exxonmobil, Rex Tillerson, hatte schon im Juni Präsident Mauricio Macri persönlich mitgeteilt, dass jetzt zunächst bestimmt werden müsse, ob es möglich sei, eine totale Ausbeutung des Lagers in einer Periode von 20 bis 30 Jahren in Angriff zu nehmen, was eine Investition von über u$s 10 Mrd. beanspruchen werde.
Deutsche Bank – Comafi
Die Deutsche Bank hat ihre Tätigkeit als Grossistenbank in Argentinien an die lokale Banco Comafi für einen Betrag von ca. u$s 45 Mio. verkauft. Das Geschäft soll im ersten Halbjahr 2017 abgeschlossen werden. Die Deutsche Bank hat schon in den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts ihr lokales Einzelhandelsgeschäft aufgegeben und die zahlreichen Agenturen an die Boston Bank übertragen, die nachher ihrerseits an die südafrikanische Standard Bank verkauft wurde, die später das Mehrheitspaket an die chinesische ICBC übertrug. Die Deutsche Bank wird sich in Zukunft weiter an der Unterbringung argentinischer Staatsbonds u.a. Geschäften beteiligen, für die keine lokale Vertretung notwendig ist.
Hotel Los Sauces
Dieses Boutique-Hotel in Calafate, Provinz Santa Cruz, das Cristina Kirchner gehört und sehr nahe zu ihrer Residenz liegt, läuft jetzt Gefahr, geschlossen zu bleiben. Das Hotel wurde von der Firma Panatel verwaltet, die der Familie Relats gehört, die jetzt den Mietvertrag gekündigt hat. Panatel zahlte durchschnittlich u$s 50.000 monatlich für die Miete des Hotels. Doch in den letzten vier Jahren waren nur ca. 30% der 42 Zimmer des Hotels besetzt. Eine Übernachtung kostete u$s 400, so das das Hotel nur für wenige Touristen zugänglich war. Für den verstorbenen Juan Carlos Relats war dies ein Verlustgeschäft, dass er jedoch durch die Zuteilung öffentlicher Bauten für sein Bauunternehmen ausglich. Nachdem dies jetzt aufgehört hat, hat die Betreibung des Hotels keinen Sinn mehr.
Die Kirchners besizten in Calafate ausserdem die Hotels Alto Calafate, Las Dunas und La Aldea, die von der Firma Valle Mitre, von Lázaro Báez, verwaltet wurden. Um diesen Hotels Einnahmen zu verschaffen, wurde Aerolineas Argentinas verpflichtet, Zimmer für ihre Belegschaft zu mieten, die jedoch nur zum geringsten Teil besetzt wurden. Dieses krumme Geschäft wird jetzt vor Gericht auf Grund einer Anzeige von Margarita Stolbitzer untersucht. Im Grunde sind diese Hotels alle eine grosse Fehlinvestiton der Kirchners, da Calafate ausser dem Gletscher Perito Moreno (den man in in einer halben Stunde gesehen und bewundert hat) nichts bietet. Ausserdem sind die Tage im Winter dort sehr kurz, und die Kälte extrem. Und schliesslich liegt Calafate sehr entfernt von Buenos Aires, über tausend Kilometer mehr als Bariloche, das viel mehr bietet. Ohne staatliche Subvention können all diese Hotels nicht bestehen. Es ist fraglich, ob Cristina Kirchner jetzt ihr Privatvermögen einsetzen wird, um die Hotels zu erhalten.
Trident Southern Explorations
Dieses australische Bergbauunternehmen hat eine Investition von u$s 164 Mio. für die Wiederaufnahme der Goldförderung im Bergwerk Andacollo bekanntgegeben, das seit drei Jahren stillsteht.Trident hat eine provinzielle Ausschreibung gewonnen und sich zur Zahlung einer Gebühr von 3,3% auf den Bruttowert, ab Bergwerk, des geförderten Goldes plus u$s 4,6 Mio. verpflichtet.
BBVA Banco Francés
Diese Bank, Fialiale der spanischen BBVA, hat 51% der Finanzgesellschaft Volkswagen Credit für $ 554 Mio. übernommen, wobei VW mit einem Anteil von 49% verbleibt. Das Geschäft war schon im Mai 2015 abgeschlossen worden, doch es fehlte die Zustimmung der ZB, die jetzt erfolgte. Die Firma widmet sich der Finanzierung von Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern, wobei die Verbindung mit einer Bank, die gelegentlich auch einspringt, die Geschäfte erleichtert.
BASF-ACE
Die deutsche BASF, die führend auf dem Markt für Chemikalien für die Landwirtschaft ist, und ACE, die als der beste Beschleuniger von „Startups“ in Lateinamerika ausgezeichnet wurde, haben gemeinsam ein Programm für die Einführung von Lösungen für das landwirtschaftliche Geschäft in Gang gesetzt, das AgroStart heisst. Es geht dabei um Lösungen für die Automatisierung von Prozessen, Treffen von Entscheidungen, Lebensqualität und Handhabung der Saaten, bei Verwendung von Plattformen wie Big Data und Internet der Sachen (IOT).
Fabio Del Cistia, Vizepräsident für Marketing von BASF, zuständig für Produkte für Schutz der Saaten in Lateinamerika, betonte die Bedeutung der Zusammarbeit von zwei auf dem Gebiet der Innovation führenden Unternehmen, für die Förderung der Entwicklung „Startups“ mit guten technologischen Vorschlägen für den Ackerbau. Die erste Runde von AgroStart wurde am Montag, den 29. August eingeleitet, und dauert bis zum 18. September.
Manaos
Diese Firma, die alkoholfreie Getränke verschiedener Art erzeugt, hat in Anweisenheit von Präsident Mauricio Macri und der Gouverneurin María Eugenia Vidal eine Investition von u$s 12 Mio. angekündigt, die zur Erweiterung der Kapazität ihrer Fabrik im Vorort Virrey del Pino um 40% bestimmt ist. Bei der Erweiterung wird Technologie letzter Generation eingeführt, mit einem System, das „Combi Matrix Sidel“ benannt wird, das erlaubt 36.000 Flaschen pro Stunde zu füllen. Dabei wird der Stromkonsum um 45% und der von Wasser um 60% verringert.
Samsung Electronics-Visuar
Dieser südkoreanische Konzern hat gemeinsam mit dem lokalen Partner Visuar S.A., mit dem er schon Waschmaschinen, Mikrowellenherde und Staubsauger in Argentinien erzeugt, eine neue Fabrik für Eisschränke im Industriepark von Cañuelas in Angriff genommen. Es handelt sich um eine Investition von u$s 60 Mio., und die Kapazität beträgt 240.000 Einheiten pro Jahr. 60% des Eisschrankes sollen mit lokal erzeugten Teilen hergestellt werden. Etwa die Hälfte der Produktion soll nach lateinamerikanischen Ländern exportiert werden. Die Fabrik soll die Fabrikation im 3. Quartal 2017 aufnehmen.
Der Vizepräsident von Samsung Argentina, Luis Palmer, wies darauf hin, dass die Fabrik mit Spitzentechnologie ausgestattet werde, wie sie in Lateinamerika bisher nur die Samsung-Fabrik in Mexiko habe.
Wirtschaftsübersicht
Konjunktur- und Beschäftigungspolitik
Die Rezession hat sich in den letzten Monaten verschärft. Der EMAE-Index des INDEC, der jetzt, nach 7 Monaten Unterbrechnung, wieder veröffentlicht wird, lag im Juni um 4,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 0,3% unter dem Vormonat. Es war bei weitem die höchste interanuelle Abnahme seit 2009. Diesen Index, der eine grobe Schätzung des Bruttoinlandsproduktes darstellt, wurde 2003 von Wirtschaftsminister Roberto Lavagna eingeführt und gilt seither als ein guter kurzfristiger Indikator der Konjunktur. Das INDEC hat bekanntgegeben, dass im Juli der Index der Industrieproduktion einen Rückgang von 7,9% gegenüber dem Vorjahr ausweist, womit die ersten 7 Monaten 2016 um 4% unter dem Vorjahr liegen. Der Index der Bauwirtschaft des INDEC verzeichnet für Juli einen interanuellen Rückgang von 23,1%, und in 7 Monaten 2016 einen von 14,1%. Diese Zahlen weisen deutlich auf eine Vertiefung der Rezession im Juli hin.
Die Consulting-Firma Ferreres & Partner hat für Juli einen interanuellen Rückgang der wirtschaftlichen Tätigkeit von 5% und der Industrieproduktion von um 6,4% ermittelt. Dann hat auch der Verband CAME, der kleine und mittlere Unternehmen vertritt, bekanntgegeben, dass die Industrieproduktion bei Unternehmen dieses Bereichs im Juli um 7,8% unter dem Vorjahr lag.
Die Supermärkte weisen im Juni laut INDEC Umsatzzunahme von 27,1% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat aus, was bei einer Inflation von ca. 45% einen starken realen Rückgang, und auch einen Übergang auf billigere Produkte, zum Ausdruck bringt. Bei den Shopping Centers betrug die nominelle interanuelle Umsatzzunahme zum Juni 26,9%, was auch einen realen Rückgang beinhaltet.
Der einzige Bereich, der sich dieses Jahr positiv enwickelt, ist die Landwirtschaft, mit einer Zunahme der bebauten Fläche bei Getreide und Ölsaat von einer Grössenordnung von 20%, einem stark erhöhtem Einsatz von Düngemitteln und einem ebenfalls stark gestiegenen Kauf von landwirtschaftlichen Maschinen und Geräten. Die Aussicht auf eine um etwa 25% höhere Ernte für nächstes Jahr, von über 120 Mio. Tonnen, wirkt sich schon jetzt aus. Ebenfalls wird dieses Jahr der Rinderbestand aufgestockt, was eine höhere Rindfleischproduktion verheisst, die auch höhere Exporte zur Folge haben sollte.
Aber die Probleme der sogenannten “regionalen” Wirtschaften sind bei Weitem nicht überwunden, besonders nicht bei der Produktion von Äpfeln und Birnen im Tal des Rio Negro, wo eine bedeutende Überproduktion besteht, die die Preise drückt und zur Aufgabe der Pflanzungen führt. Aber es besteht auch ein Problem bei der Olivenproduktion u.a. Bereichen, wobei die vorgeschlagenen Lösungen in allen Fällen auf staatliche Subventionen beruhen, die gegenwärtig nur sehr beschränkt möglich sind, weil die Staatsausgaben ohnehin schon aus den Fugen geraten sind. Man muss sich schon geistig anstrengen, um andere Wege zu finden, die die Staatskasse wenig kosten.
Präsident Macri hat angedeutet, dass in den letzten Monaten der Tiefpunkt der Rezession erreicht worden sei, und es jetzt wieder aufwärts gehen werde. Das scheint jedoch zunächst nur Wunschdenken zu sein. Der Präsident will, dass die öffentlichen Bauten, die im Dezember und zum Teil schon vorher stillgelegt wurden, oder bei denen der Beginn der Arbeiten hinausgeschoben wurde, nach der Revision der Verträge, Korrektur der Projekte und der Ausmerzung von Überpreisen, unmttelbar wieder in Angriff genommen werden. Das ist in einigen Fällen, wie das Wasserkraftwerk Chihuidos in Neuquén, das mit russischer Finanzierung für 85% des Gesamtwertes zählt, sofort möglich. Doch bei den meisten Staatsinvestitionen wird die leere Staatskasse beansprucht, und das würde zu einer monetären Katastrophe führen.
Unter den bestehenden Umständen funktioniert das keynesianische Rezept nicht mehr. Eine weitere monetäre Expansion, über die ohnehin schon bestehende, schafft nicht einen höheren Mengenumsatz der Unternehmen, sondern sie wirkt sich direkt auf die Preise aus. Angeblich besteht hier ein kleiner Konflikt zwischen Finanzminister Alfonso Prat Gay und ZB-Präsident Federico Struzenegger. Der Minister macht sich an erster Stelle Sorgen über die Konjunktur, und der ZB-Präsident über die Inflation, und in diesem Sinn hält er die monetäre Expansion in Grenzen, allerdings auf Kosten einer realen Kreditverringerung der Banken, die rezessiv wirkt. Doch wenn der monetäre Konjunkturansporn nicht möglich ist, frägt man sich, woher der Impuls für die Konjunkturwende kommen soll. Was von der Landwirtschaft ausgeht, hat vorläufig eine geringe Wirkung. Erst nächstes Jahr kann man hier einen echten Impuls für die ganze Wirtschaft erwarten.
Auf dem Gebiet der Konjunktur, und auch der wirtschaftlichen Entwicklung, ist viel Kleinarbeit notwendig, mit Abschaffung von Hindernissen, und auch mit Fördermassnahmen, die die Staatskasse wenig kosten. Grundsätzlich geht es darum, rationell zu handeln, Effizienzfortschritte zu erreichen, und den Impuls der technologischen Revolution stärker zu nutzen. Wenn konsequent in diesem Sinn vorgegangen wird, dann kommt die Wirtschaft gelegentlich wieder in Schwung. Dieses Konzept scheint jedoch den Regierenden nicht klar zu sein, und der Opposition noch weniger. Doch alles andere ist im Grunde nur Zauber, Illusion, Demagogie und, im Endeffekt, Betrug am Volk.
Die fehlende Beschäftigungspolitik
Was am meisten Sorge bereitet, ist die Beschäftigung. Das INDEC hat für das 2. Quartal 2016 eine Arbeitslosigkeit von 9,3% ausgewiesen, jedoch gleichzeitig, zum ersten Mal, darauf hingewiesen, dass 31,4% der aktiven Bevölkerung entweder mehr arbeiten will, oder eine bessere Beschäftigung sucht. Die Regierungssprecher versuchen, das Problem in seiner Bedeutung zu verringern, indem sie darauf hinweisen, dass die Zahlen über Arbeitslosigkeit unter den Kichners gefälscht wurden, was gewiss stimmt, und dass die Arbeitlosigkeit in den letzten Monaten viel weniger zugenommen hat, als es sich aus dem Vergleich mit den 5,9% ergibt, der für das dritte Quartal 2015 ausgewiesen wurde. Das ändert jedoch nichts an der Tatsache, dass die Arbeitslosigkeit höher ist, als sie die Gesellschaft verträgt, wobei es gute Gründe gibt, um anzunehmen, dass der Koeffizient von 9,3% sich auch aus einer “frisierten” Statistik ergibt, und es in Wirklichkeit über 10% und eventuell über 11% sind. Die Entlassungen setzten sich ab Juni weiter fort, und in vielen Fällen wurden freie Stellen, die durch Pensionierung, Rücktritt oder Tod entstanden, nicht besetzt. Das unangenehme Gefühl, dass der Arbeitsplatz bald verloren gehen kann, ist bei Arbeitnehmern weit verbreitet, und kommt auch in der Politik zum Ausdruck.
Die Regierung ist sich der Lage bewusst, und scheint jetzt auch die Bedeutung der Arbeitsgesetzgebung und der Haltung der Arbeitsrichter begriffen zu haben. Angeblich soll jetzt das (sehr gute) Gesetzesprojekt über Förderung der Einstellung von Jugendlichen vorangetrieben werden, das in der Deputiertenkammer von Héctor Recalde gebremst wurde, weil er prinzipiell gegen eine flexiblere Gesetzgebung eingestellt ist, und in diesem Sinn seit Jahren schon systematisch grossen Schaden angerichtet hat. Da er der Vorsitzende der kirchneristischen Fraktion (“Front für den Sieg”) ist, hat er grossen Einfluss, und es wird für Macri nicht einfach sein, eine parlamentarische Mehrheit gegen Recalde zu erreichen.
Ausserdem soll bei der Arbeitsrisikoversicherung bestimmt werden, dass die Ärztekommissionen die einzigeInstanz sind, die über den Schaden befindet, den ein Arbeiter bei einem Unfall oder einer Arbeitskrankheit erlitten hat. Das würde Prozesse über diesen Punkt ausschliessen, die zusätzliche Arbeitskosten darstellen. Erwogen wird ebenfalls die Übertragung der Prozesse, die sich auf Arbeitskrankheiten und –unfälle beziehen, von den Arbeitsgerichten auf die Gerichte, die für sozialeSicherheit zuständig sind. Dadurch könnten die Gewerkschaftsanwälte, die die meisten Arbeitsgerichte besetzen, nicht mehr störend wirken, indem sie immer dem Arbeitnehmer recht geben, auch wenn es klar ist, dass er es nicht hat, wobei es sich in viele Fällen um schlichte Erpressung handelt. Die Richter setzen dann auch überhöhte Entschädigungen fest. All das erhöht die Arbeitskosten und wirkt gegen die Beschäftigung.
Es könnte auf diesem Gebiet gewiss noch viel mehr getan werden. Denn es geht darum, dass viele potentielle Arbeitsplätze besetzt werden, die vor allem bei kleinen und mittleren Unternehmen bestehen, aber nicht besetzt werden, weil das Risiko bei einer eventuellen Entlassung oder einem Konflikt zu hoch ist. In einer Wirtschaft gibt es immer gute und weniger gute Arbeitsmöglichkeiten. Wenn man jedoch gesetzliche Bedingungen schafft, die nur die “guten” Arbeitsplätze vertragen, die meistens bei Grossunternehmen bestehen, die einen Anteil von höchstens 20% an der gesamten Arbeitsnehmerzahl haben, dann werden die weniger guten Arbeitsplätze, die meistens bei kleinen und mittleren Unternehmen bestehen, eben nicht besetzt, oder sie gehen auf die Schwarzarbeit über. Genau das ist gegenwärtig in Argentinien der Fall. Bisher hat der Macri-Regierung ein Gesamtkonzept über eine beschäftigungsfreundliche Arbeitspolitik gefehlt, und wohl auch der Mut, um sie durchzusetzen. Hoffentlich hat die Krise auf dem Arbeitsmarkt die Wirkung, einer modernen und wirklichkeitsnahen Beschäftigungspolitik zum Durchbruch zu verhelfen. Menem ist dies in den 90er Jahren weitgehend gelungen, so dass es für Macri auch möglich sein sollte.
Wirtschaftsübersicht
Das problematische Zollamt
Das Zollamt hat für die argentinische Wirtschaft eine besondere Bedeutung. Es handelt sich nicht nur darum, dass Schmuggel und Importe, die mit falschen Preisen erfolgen, die gelegentlich um die 10% des wirklichen Wertes betragen, ein Verbrechen darstellen und den Fiskus hohe Summen an Zolleinnahmen und Steuern kosten, sondern darum, dass die lokale Industrie, und gelegentlich auch die Landwirtschaft, in der Tat nicht den Schutz geniessen, den ihnen formell gewährt wird. Wenn der angegebene Wert ein Drittel des wirklichen beträgt, wie es oft der Fall ist, dann sinkt ein effekiver Zollsatz von 35%, der hoch ist und einen effektiven Schutz für die lokale Produktion darstellt, auf nur 11,66%, wobei auch die MwSt. und schliesslich die Gewinnsteuer im gleichen Verhältnis hinterzogen werden, was dann auch die Schwarzwirtschaft fördert, da ein Teil dieser importierten ohne Rechnung, verkauft wird.
Ein grosser Teil der Ware, die auf dem Markt „La Salada“, südlich der Stadt Buenos Aires, und auch auf den Strassen (von den sogenannten „manteros“) verkauft wird, hat diesen Ursprung. Es handelt sich um einen umfangreichen unlauteren Wettbewerb, zum Schaden der Einzelhändler und Fabrikanten, die Zölle und Steuern zahlen. Aber auch der normale Handel verkauft dann die unterfakturierten Importwaren billiger, ohne Steuern zu hinterziehen. Die Klage lokaler Fabrikanten über hohe Importe zu Preisen, mit denen sie nicht konkurrieren können, hat in vielen Fällen direkt mit diesem Manöver zu tun, auch wenn es sich grundsätzlich darum handelt, dass der Wechselkurs nach dem Abwertungssprung vom Dezember wieder zurückgeblieben ist und sich nicht auf dem Niveau befindet, das für das makroökonomische Gleichgewicht der argentinischen Wirtschaft notwendig ist. Die Macri-Regierung will Argentinien wieder voll in die Weltwirtschaft eingliedern, und dabei ist es unerlässlich, dass der Zollschutz, mit einem Höchstsatz von 35% effektiv eingehalten wird. Sonst ist es unvermeidlich, dass gelegentlich wieder eine direkte Importbeschränkung eingeführt wird, wie sie unter der Kirchner-Regierung bestand.
Was wir hier über Unterfakturierung darstellen, beruht auf der Erfahrung, die die privaten Kontrolleure machten, die 1997 von Wirtschaftsminister Roque Fernández verpflichtet wurden, um bei kritischen Importen mitzuwirken, also solchen, bei denen das Zollamt bei der Wertbestimmung überfordert ist, oder eben die zuständigen Beamte geschmiert wurden. Damals wurde ein System eingeführt (benannt „preembarque“), bei dem sechs Kontrollfirmen (SGS, Buro Veritas u.a.) eine zweite Kontrolle vollzogen, und dann noch eine weitere Kontrollfirma (ICS, Inspection & Control Service) in verdächtigen Fällen eine dritte. Das System wurde 2001 von Wirtschaftsminister José Luis Machinea abgeschafft, der sich von korrupten Zollbeamten und Importeuren überzeugen liess, weil er keine Ahnung von der Zollproblematik hatte.
Das private Kontrollsystem war erfolgreich, und zwar nicht nur, weil viele Fälle von Unterfakturierung oder falscher Angabe der Art der Produkte aufgedeckt wurden, sondern auch, weil es eine Abschreckungswirkung hatte, so dass viele Importeure es unterliessen, diese Manöver weiterzuführen. Im Zollamt besteht traditionell eine hohe Korruption, unverhältnismässig mehr als beim Steueramt. Es gibt eine wahre „Maffia“. Das private System wurde somit sabotiert, und war weniger wirksam als es hätte sein sollen. Private Kontrollfirmen schätzten damals, dass die korrupten Zollbeamten insgesamt jährlich über eine Milliarde Dollar an Schmiergeldern einsteckten. Nachdem die Importe jetzt mehr als doppelt so hoch sind wie damals, und die Korruption unter den Kirchners zur Regel wurde, düfte es jetzt mehr sein. Wenn so viel Geld im Spiel ist, ist es begreiflich, dass sich die „Maffia“ mit allen Mitteln verteidigt, wenn das Geschäft gefährdet ist.
Bei Commodities, die auf internationalen Börsen gehandelt werden, oder allgemein bekannte Preise haben, ist die Kontrolle relativ einfach. Aber bei Industrieprodukten pflegen die Preise sehr verschieden zu sein, einmal wegen Qualitätsunterschieden. Es gibt Armbanduhren für u$s 50 und auch für u$s 5.000. Bestimmte Chemikalien kosten bei einem hohen Reinheitsgrad das Vielfache, weil sie dann für Medikamente verwendet werden. Doch die Preisunterschiede haben auch andere Gründe. Z.B. werden Automobile eines Modells, das kurzfristig durch ein anderes ersetzt werden soll, weit unter dem Listenpreis verkauft. Es ist auch normal, dass Produktionsüberschüsse zu Schleuderpreisen angeboten werden. Die Preisbestimmung ist bei vielen Gütern ausserordentlich schwierig, was auch das Zollamt der USA u.a. Staaten dazu geführt hat, private Firmen zu verpflichten, damit sie über dies urteilen, was gelegentlich eine wahre Detektivenarbeit erfordert.
Das Preisthema ist auch bei der Dumpingproblematik wesentlich. Denn Dumping ist nicht gleich einem echten niedrigen Preis. Damit Dumping festgestellt werden kann, muss es sich um einen Preis handeln, der unter demjenigen liegt, der für das Produkt im Fabrikationsland oder bei Exporten nach anderen Ländern gilt. Das Zollamt ist nicht in der Lage, dies zu ermtteln. Auch hier ist die Mitwirkung privater Kontrollfirmen unerlässlich. Dumping ist etwas grundsätzlich anderes als Unterfakturierung, und das wird oft nicht beachtet.
Die Korruptionsproblematik des Zollamtes ist jetzt plötzlich brutal aufgekommen. Zunächst hat der von Macri ernannte Zolldirektor, Juan José Gómez Centurión, zusammen mit seinem Vorgesetzten, dem AFIP-Direktor Alberto Abad, vor Gericht angezeigt, dass Importeure u$s 14,47 Mrd. zum offiziellen Kurs überwiesen hatten, als der Schwarzkurs über 50% höher war, ohne jedoch die entsprechenden Waren importiert zu haben.
Knapp drei Tage nach der Anzeige dieses Megamanövers wurde Gómez Centurión, angeklagt, ein Schmiergeld gefordert zu haben. Es wäre wirklich ein ausserordentlicher Zufall, wenn kein Zusammenhang zwischen beiden Fakten bestünde. Es handelte sich um eine anonyme Anzeige, die Sicherheitsministerin Patricia Bullrich erhielt, die den Präsidenten sofort unterrichtete. Dieser beschloss dann, den Direktor des Zollamtes während der Untersuchung seines Amtes zu entheben, weil sonst die Gefahr bestünde, dass er diese behindern könnte. Macri wollte offensichtlich zeigen, dass er Korruption prinzipiell nicht duldet. Gómez Centurión hat einen guten Ruf, was auch die Politikerin Lilita Carrió bestätigte, die sich fast ausschliesslich mit Korruption befasst. Auch der Senatsvorsitzende, Federico Pinedo, erklärte, Gómez Centurión sei ein „zweifellos anständiger Mensch“. Er hatte mit Macri schon in der Stadtverwaltung von Buenos Aires jahrelang gute Arbeit geleistet.
Es wird allgemein angenommen, dass diejenigen, die von der Untersuchung über die genannten krummen Geschäfte (und auch andere) betroffen sind, ihm eine Falle gestellt haben. Es wäre gut, wenn die Prüfung der Anzeige gegen Gómez Centurión kurzfristig erfolgt und er dann gleich wieder sein Amt übernehmen kann. Denn sonst hätten die Delinquenten gesiegt, und das hätte verheerende Konsequenzen. Man kann hier nicht warten, bis der gerichtliche Prozess, der jahrelang dauern kann, beendet wird. Es muss eine Untersuchung im Bereich der Regierung geben, an der sich das Justizministerium, die AFIP und der Geheimdienst AFI („Agencia Federal de Inteligencia“, früher SIDE) beteiligen.
Abgesehen davon sollte die Regierung die Gelegenheit beim Schopf nehmen, um grundsätzliche Entscheidungen über das Zollamt zu treffen. Was sofort geschehen müsste, ist die Einsicht Dritter in die Erklärungen der Importeure zu erlauben, vor Abfertigung des Importverfahrens, was heute ohne Weiteres über Internet möglich ist. Und dann müsste es ein Verwaltungsverfahren zur Bearbeitung der Klagen wegen falscher Importangaben geben. Ausserdem müssen auch Abkommen mit Zollämtern der Länder abgeschlossen werden, aus denen die Ware stammt. Denn oft werden beim Export die richtigen Preise angegeben, beim Import in Argentinien jedoch niedrigere. Und schliesslich muss man wieder private Firmen verpflichten, damit sie über Preise und Korrektheit der Angaben der Importeure urteilen. Ob dann das System von 1997 oder ein anderes eingeführt wird, hat keine grosse Bedeutung.